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Zwanzig Jahre nach dem Mauerfall lohnt es
sich, einmal innezuhalten und sich vorzu-
stellen, wie es in Deutschland heute aussä-
he, wenn Helmut Kohl, der in diesen Tagen
sein 80. Lebensjahr vollendete, nicht mutig
und entschlossen die Initiative zur Wieder-
vereinigung Deutschlands in Frieden und
Freiheit ergriffen und dabei nicht die vor-

behaltlose Unterstützung der CDU gehabt hätte.
- In Dresden stände noch die Ruine der Frauenkirche.
- Die Altstadt von Görlitz und viele andere historische

Stadtkerne wären endgültig zerfallen.
- In und um Bitterfeld würde die größte Industrie-Kloake Eu-

ropas immer noch die Umwelt verseuchen.
- In Rügen und an den Stränden von Mecklenburg-Vorpommern

wäre Urlaub nur in betrieblichen Ferienheimen möglich.
- In Bautzen und anderen Folterstätten trieben Mielke und seine

Stasi-Kohorten weiter ihr menschenverachtendes Unwesen.
- Mauer und Stacheldraht wären weiter Realität und nicht freie

Grenzen wie heute.
Unvorstellbar? Aus heutiger Sicht gewiss. Doch nachlesen wollen
wir noch einmal, was wichtige Vertreter der Politik in den Tagen
und Wochen vor und nach dem Fall der Mauer zur Deutschen
Einheit von sich gegeben haben. Einige Beispiele:
- „Nach 40 Jahren Bundesrepublik sollte man eine neue Gene-

ration nicht über die Chancen einer Wiedervereinigung belü-
gen. Es gibt sie nicht.“ (Gerhard Schröder, SPD, später Bun-
deskanzler, am 12. Juni 1989)

- „Vergessen wir die Wiedervereinigung. Sie glauben daran, ich
glaube nicht daran. Warum halten wir nicht die nächsten
zwanzig Jahre die Schnauze darüber….“ (Joschka Fischer,
Grüne, 20. September 1989)

- „Die Rede von der Wiedervereinigung …(ist)…historisch
überholter denn je.“ (Antje Vollmer, damals Grünen-Fraktions-
sprecherin im Bundestag, am 8. November 1989, einen Tag
vor dem Mauerfall)

- „Die Grundsatzentscheidung wird heißen: Europäische Eini-
gung und Westintegration oder staatliche Wiedervereinigung
der beiden deutschen Staaten. Beides zusammen wird es nicht
geben.“ (wieder Joschka Fischer, am 16. November 1989, sie-
ben Tage nach dem Mauerfall)

- „Wir müssen verhindern, dass DDR-Bürger über Gebühr Leis-
tungen in Anspruch nehmen, für die Bundesbürger Beiträge
geleistet haben, also z. B. aus der Arbeitslosen- und Renten-
versicherung.“ (Saarland-Ministerpräsident Oskar Lafontaine,
am 27. Januar 1990)

- „Ich fürchte mich nicht nur vor dem aus zwei Staaten zu einem
Staat vereinfachten Deutschland, ich lehne den Einheitsstaat
ab.“ (Günter Grass am 9. Februar 1990)

Wer die historische Leistung Helmut Kohls und der CDU voll er-
messen will, der muss sich daran erinnern, dass Kohl nicht nur

Gorbatschow, Thatcher, Mitterand und viele andere zweifelnde
ausländische Staats- und Regierungschefs von der Notwendig-
keit der Wiedervereinigung und der Einbeziehung des vereinten
Deutschlands in das westliche Bündnis (NATO/EU) überzeugen
musste – im Inneren hatte er gleichzeitig gegen eine vereinte
Front von Skepsis, Spott, ja unverhohlener Gegnerschaft der Ein-
heit anzukämpfen! Doch die Union stand zusammen als Garant
der Freiheit und des wirtschaftlichen und sozialen Aufstiegs.
Zwanzig Jahre später sind die Folgen von Trennung und SED-
Diktatur weitgehend beseitigt. Übrig geblieben ist eine Partei,
die sich „Linke“ nennt, in Wahrheit aber aus alten Stasi-Kadern,
Salon-Bolschewisten und trotzkistischen Sektierern besteht. Sie
tritt in NRW zur Landtagswahl an. Zwanzig Jahre nach Verschwin-
den der SED-Diktatur fordern ihre Nachfolger bereits wieder im
Sinne altbekannter kommunistischer Kampfdoktrin eine bewuss-
te Beschränkung der parlamentarischen Aktivität zugunsten der
außerparlamentarischen Initiative, die Verstaatlichung der
Schlüsselindustrien, das Verbot des Privateigentums an Grund
und Boden als eines – wie die Linke es nennt – zentralen Hin-
dernisses für eine soziale, ökologische und demokratische Ent-
wicklung in Stadt und Land. Höhepunkt linken Unfugs ist die
Forderung nach Einheitsschulen, mit der Folge, dass es in Zu-
kunft in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens überhaupt keine
Schule mehr geben wird und Zentralschulen in wenigen Orten
die Regel werden. Wenn dazu noch eine Änderung des Betäu-
bungsmittelgesetzes mit Legalisierung von Cannabis treten soll,
dürfte das Chaos an unseren Schulen komplett sein. Entlarvt wird
die Politik der Linken durch den Verfassungsschutzbericht des
von der SPD regierten Landes Rheinland-Pfalz, in dem es heißt:
Die Partei DIE LINKE sieht sich nach wie vor als gestaltende Op-
position zu den gesellschaftlichen Verhältnissen der Bundesre-
publik Deutschland. Dabei verfolgt sie eine Doppelstrategie, ei-
nerseits als Koalitionspartner in Landesregierungen mitzuwirken
und andererseits langfristig die Systemüberwindung hin zu einer
sozialistischen Gesellschaftsordnung voranzutreiben.

Es wäre ein Treppenwitz der Weltgeschichte und eine Verhöhnung
demokratischer Tugenden, wenn ausgerechnet diese Partei durch
das Ergebnis der Landtagswahl am 9. Mai in Nordrhein-Westfalen
wieder Macht in Deutschland gewänne. Die SPD hat sich zur Lin-
ken nur schwammig erklärt. Deshalb gibt es am 9. Mai im Inter-
esse Deutschlands und der Demokratie nur eine Wahl: den erfolg-
reichen, zuverlässigen und sympathischen Ministerpräsidenten
Jürgen Rüttgers und die Kandidatinnen und Kandidaten der
CDU!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands
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Souverän:HerrMinisterpräsident,wenn
SieaufdieablaufendeLegislaturperiode
zurückblicken,was zählenSie zudenEr-
folgen Ihrer Regierungszeit?
Rüttgers: Wir haben unser Land erfolg-
reich und sicher durch die Krise geführt:
In Nordrhein-Westfalen gibt es heute
237.000 Arbeitslose weniger als im Jahr
2005. Dieser Erfolg ist der Zusammenar-
beit von Politik, Unternehmen und Ge-
werkschaften zu verdanken. Als Partner
im Branchendialog haben wir in großem
Zusammenhalt alles dafür getan, um Ar-
beitsmarkt und Wirtschaft zu stabilisieren
und Arbeitsplätze zu erhalten. Gemeinsam
ist es uns bislang gut gelungen, Nord-
rhein-Westfalen sicher durch die Krise zu
führen.

Der große Schwerpunkt der Legislaturpe-
riode war das Thema Bildung: Wir haben
seit 2005 rund 100.000 U3-Plätze in den
Kindergärten geschaffen. Wir haben mehr
als 8.000 zusätzliche Lehrerstellen einge-
richtet und rund 264.000 Ganztagsplätze
an unseren Schulen bereitgestellt. Das
sind 75 Prozent mehr als vor fünf Jahren.
Die Erfolge dieser Anstrengungen sind
bereits deutlich erkennbar: Wir haben
den Unterrichtsausfall halbiert und den
niedrigsten Stand an Sitzenbleibern. Und
dies bei gleichzeitiger Anhebung des
Leistungsniveaus.
Dies zeigt sich etwa beim Zentralabitur,
wo wir im letzten Jahr die besten Noten
seit Beginn der Aufzeichnungen hat-
ten.

Wiehatsich imLandedieschwarz-gelbe
Zusammenarbeit bewährt?
In unserer Koalition herrschte ein Klima
der Partnerschaft und des Miteinanders.
Deshalb möchte ich diese Zusammenar-
beit auch nach der Landtagswahl fortset-
zen.

Auch Landesväter können bekanntlich
keineWundervollbringen.Siehabensich
dennoch sehr stark für den Erhalt von
Opel insgesamt und speziell in Bochum
engagiert. Hat es sich gelohnt?
Ja! Lange Zeit war zu befürchten, dass der
Standort Bochum geschlossen würde. Das
ist jetzt zum Glück vom Tisch. Ich habe im
vergangenen Jahr viele Gespräche ge-
führt, bei der Konzernleitung in Detroit,

Interview zur NRW-Wahl:Interview zur NRW-Wahl:

„Stabilität mit„Stabilität mit
uns oder Chaosuns oder Chaos
mitmit Rot-RotRot-Rot“!“!

Am 9. Mai wählt Nord-
rhein-Westfalen einen
neuen Landtag. Das
schwarz-gelbe Bündnis
stellt sich mit einer
guten Leistungsbilanz
zur Wiederwahl. Vom
Ergebnis des Urnen-
gangs an Rhein und
Weser hängt auch die
Bundesratsmehrheit für
die Koalition in Berlin
ab. Souverän sprach
vor dieser wichtigen
Richtungswahl mit
Ministerpräsident
Dr. Jürgen Rüttgers.

i hl

www.nrw-fuer-ruettgers.de · www.cdu-nrw.de
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mit den Managern in Rüssels-
heim und natürlich auch mit
den Verantwortlichen in Bo-
chum. Und wir haben uns re-
gelmäßig mit den Vertretern der
Belegschaft ausgetauscht. Wir ha-
ben jetzt eine Zusage von General Mo-
tors zum Standort Bochum und ich bin
optimistisch, dass wir uns darauf verlas-
sen können. Es wird eine Umstrukturie-
rung in Bochum geben. Dazu gehört, dass
der Zafira ausschließlich in Bochum ge-
baut wird. Leider wird das Werk nicht um
einen Personalabbau herumkommen. Der
muss auf jeden Fall soziaverträglich erfol-
gen, also ohne betriebsbedingte Kündi-
gungen.

Das Land NRW hat in den Jahrzehnten
der SPD-Herrschaft einen riesigen Schul-
denberg aufgetürmt. Die Konsolidierung
der Landesfinanzen ist auch fünf Jahre
danach nicht komplett gelungen. Nach
dem 1. Nachhaltigkeitsbericht des Lan-
desfinanzministers muss das Land von
2014 bis 2020 dauerhaft 5,5 Milliarden
Euro einsparen, um 2020 endlich einen
ausgeglichenen Haushalt vorlegen zu
können. Wie ist das zu erreichen?
Entscheidend dafür ist ein einfacher, aber
wichtiger Satz: Wir müssen mehr Geld ein-
nehmen als wir ausgeben. Das gilt im Pri-
vatleben genauso wie für einen Landes-
haushalt. Wir hatten das Ziel eines ausge-
glichenen Haushalts bereits erreicht: Im
Jahr 2008 sind wir ohne Neuverschuldung
ausgekommen. Dann kam leider die Krise
und wir mussten sehr viel Geld investie-
ren, um die Folgen zu bewältigen. Dafür
waren auch wieder neue Schulden not-
wendig. Ich will im nächsten Jahr sofort
damit beginnen, diese Schulden wieder
abzubauen. Ich will den nachkommenden
Generationen nicht die Lasten der aktuel-
len Krise aufbürden. Entscheidend dafür
ist das Wirtschaftswachstum. Deswegen
müssen wir auch weiter in Bildung und
Forschung investieren, denn das ist der
Schlüssel für das Wachstum von morgen.
Die vergangene Legislaturperiode hat ge-
zeigt, dass eine Haushaltskonsolidierung
durchaus möglich ist. Nun müssen wir in
den nächsten fünf Jahren diesen Weg er-
neut beschreiten. Ich bin zuversichtlich,
dass uns dies gelingen wird.

Die Menschen im Lande sind weiterhin
verunsichert bezüglich möglicher Aus-

wirkungen der Banken- und
Finanzkrise. Muss die Politik
hier noch nachjustieren?
Wichtig ist es, wieder auf die

Regeln des gesunden Menschen-
verstandes zu setzen: Wer andere

schädigt, muss dafür haften. Wer Risiken
eingeht, muss dafür geradestehen. Wer
Gewinne macht, muss für Krisenzeiten
vorsorgen. Für mich ist diese Krise im
Kern eine moralische Krise. Es ist für mich
unbegreiflich, wenn Vorstände Banken in
unverantwortliche Risiken treiben, da-
durch gewaltige Verluste einfahren – und
dann hohe Bonuszahlungen wollen. Lei-
der gibt es aktuell Signale, dass einige
Banken das Kasino bereits wieder eröffnet
haben. Das darf so nicht weitergehen. Wir
brauchen klare internationale Finanz-
marktregeln, die für alle verbindlich sind
und wirksam sanktioniert werden kön-
nen. Ich wünsche mir eine schlagkräftige
internationale Banken- und Finanzauf-
sicht. Wenn wir dabei nicht zu weltweiten
Regelungen kommen, muss der Westen
vorangehen.

Nach dem Rückzug von Oskar Lafontaine
scheint der Weg frei für rot-rot-grüne
Koalitionen. Was droht dem Land NRW
im Falle dieser Konstellation?
Die Linkspartei ist keine Partei wie die
anderen. Das zeigt sich schon daran, dass
sie der Verfassungsschutz weiter beobach-
ten will. Die Linkspartei will die Einheit
unserer Gesellschaft zerstören. In der
NRW-Parteiführung sind Radikale, Spalter
und Chaoten. Mit diesen Leuten dürfen
demokratische Parteien nicht zusammen-
arbeiten. Ich finde es deshalb unverant-
wortlich, dass die SPD sich eine Koalition
mit der Linkspartei weiter ausdrücklich
offenhält. Es geht im Mai um die klare Al-
ternative: Sicherheit und Stabilität mit
uns oder Chaos mit Rot-Rot. Nur wenn wir
unsere erfolgreiche Politik fortsetzen
können, wird es mit Nordrhein-Westfalen
weiter aufwärts gehen.

Sie haben sich kürzlich ein wenig mehr
Rückenwind aus Berlin gewünscht. Wie
könnte dieser Rückenwind konkret aus-
sehen, was sollte die Bundespolitik in
den nächsten Monaten konkret anpa-
cken?
Die ersten Wochen der neuen Regierungs-
koalition in Berlin waren schwierig. Man-
che mussten sich erst noch an ihre neue

Rolle gewöhnen. Jetzt haben alle verstan-
den, worum es bei der Landtagswahl geht.
Jeder weiß, dass in Nordrhein-Westfalen
auch darüber entschieden wird, ob Ange-
la Merkel weiter mit Vernunft regieren
kann. Deshalb werden Angela Merkel und
ich diesen Wahlkampf gemeinsam füh-
ren.
Wichtig ist für mich, dass die Bundesre-
gierung den Menschen bei den wichtigen
Themen sagt, wie es weitergehen soll. Ich
wünsche mir, dass wir bis zur Landtags-
wahl ein klares Konzept der Koalition zu
ihren Steuerplänen haben. Wer am 9. Mai
wählen geht, muss wissen, worauf er sich
einstellt. Eines sage ich ganz klar: Ich
werde als Ministerpräsident keiner Steu-
ersenkung zustimmen, die dazu führt,
dass bei uns die Kommunen Schwimmbä-
der schließen müssen oder ihre Kinder-
gärten nicht ausbauen können. Wenn
man Steuern senken will, muss man auch
das Geld dafür haben.

Wo würden Sie im Falle Ihrer Wiederwahl
die politischen Schwerpunkte der nächs-
ten Jahre setzen? Inwieweit werden Sie
dabei die Ergebnisse der Zukunftskom-
mission NRW einbeziehen?
Die Zukunftskommission hat uns ent-
scheidende Hinweise dafür gegeben, wie
wir unsere Politik ausrichten müssen. Im
Mittelpunkt steht dabei das Thema Bil-

Prof. Dr. Egon Jüttner MdB ist
Mitglied der Senioren-Union der
CDU, weil...
„ich mit meinem Beitritt dazu
beitragen möchte, dass sich die
Senioren in der Politik
mehr Gehör verschaf-
fen können.““

k

WILLKOMMEN
Prof. Dr. Egon Jüttner MdB
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dung. Hier will ich weitere
Schwerpunkte setzen. Denn
das sind Investitionen in un-
sere Zukunft. Ein wichtiges
Ziel wird es sein, die Zahl der
Schüler pro Klasse zu reduzieren.
Ich will, dass bis 2015 zuerst an Grund-
und Hauptschulen keine Eingangsklasse
mehr als 25 Schüler hat. Die anderen
Schulformen werden dann folgen. Außer-
dem werden wir auch weiter sozialpoli-
tisch aktiv sein und damit die Tradition in
unserem Land seit Karl Arnold fortsetzen.
Ich möchte die Einheit der Gesellschaft
bewahren. Wir werden die Herausforde-
rungen des nächsten Jahrzehnts nur dann
bewältigen können, wenn wir alle Men-
schen mitnehmen. Nur eine Gesellschaft,
die keinen vergisst und seinem Schicksal
überlässt, wird auch eine menschliche
Zukunft haben.

Mit welchen Maßnahmen wol-
len Sie die Lebenssituation
der älteren Mitbürger verbes-
sern?

Ich setze mich vor allem für ein
neues Bild der Älteren ein. Sie sind

aktive Gestalter, in der Gesellschaft und
im Ehrenamt engagiert. Ohne den Einsatz
der Älteren wären viele soziale und kul-
turelle Angebote in den Städten und Ge-
meinden schon heute nicht mehr denk-
bar. Das will ich weiter ausbauen und die
Potenziale der Älteren besser nutzen. Da-
für müssen wir neue Formen der Teilhabe
entwickeln. Wir setzen uns dafür ein, dass
die Älteren so lange wie möglich in ihren
eigenen vier Wänden leben können. Und
unser Ziel ist, Betreuungs- und Pflege-
einrichtungen zu schaffen, durch die äl-
tere Menschen auch in der Pflege so lan-
ge wie möglich selbstbestimmt leben.

Außerdem will ich die vielfältigen Formen
der Altersdiskriminierung abschaffen. Es
ist für mich nicht akzeptabel, dass je-
mand keine Versicherung oder keinen
Kredit für den Aufbau eines Unterneh-
mens mehr bekommt, nur weil er älter
ist.

Wie bewerten Sie ihre Erfolgschancen
bei der Landtagswahl?
Ich bin optimistisch, dass es uns gelingt,
die Menschen zu überzeugen. Dafür wer-
den wir von Straße zu Straße, von Markt-
platz zu Marktplatz gehen. Die Bürgerin-
nen und Bürger werden sich am Wahltag
für denjenigen entscheiden, dem sie zu-
trauen, das Land durch die schwierigen
nächsten Monate und Jahre zu führen.
Unsere Chancen sind deswegen gut, weil
wir die besseren Konzepte und das besse-
re Personal haben. w

Es war ein Segen für Nordrhein-Westfalen,
dass nach fast vierzig Jahren einer SPD-
Mehrheit, die CDU Nordrhein-Westfalen
in die Verantwortung gewählt wurde. Die
Senioren-Union der CDU Nordrhein-West-
falen ist mit der Politik der CDU-geführ-
ten Landesregierung unter der Führung
unseres Ministerpräsidenten Dr. Jürgen
Rüttgers sehr zufrieden.
Die CDU Nordrhein-Westfalen hat die gro-
ßen Herausforderungen angenommen
und in wichtigen Bereichen die Weichen
richtig gestellt. So zum Beispiel bei der
Bildungspolitik, beim Ausbau der Kinder-
betreuung, bei der Finanzpolitik, nicht
zuletzt aber auch im Bereich der Senio-
renpolitik.

Seniorenpolitische Leitsätze
Die Senioren-Union begrüßt es daher,
dass nach den Beschlüssen des CDU-Lan-
desparteitages zum demografischen
Wandel im Jahre 2008 die Landesregie-

rung „seniorenpolitische Leitsätze“ erar-
beitet hat. Sie werden Grundlage der Po-
litik in einer CDU-geführten Landesregie-
rung sein.
Wir begrüßen es auch, dass das nord-
rhein-westfälische Generationenministe-
rium unter der Führung von Armin La-
schet alle Altersbeschränkungen auf den
Prüfstand stellen will. Bei der demogra-
fischen Entwicklung werden ältere Men-
schen wieder gebraucht, und zwar in
Gesellschaft und Politik und zur aktiven
Mitarbeit.
Die Gesellschaft der Zukunft ist alt. Wir
brauchen daher keinen Generationen-
wechsel, wir brauchen die Zusammenar-
beit der Generationen.
Die Senioren-Union hat unserem Minis-
terpräsidenten und Landesvorsitzenden
Dr. Jürgen Rüttgers zu danken. Seine Po-
litik ist ausgerichtet an politischer Ver-
nunft und sozialer Gerechtigkeit.
Wir, die Senioren-Union Nordrhein-West-

falen, stehen hinter unserem Minister-
präsidenten und Landesvorsitzenden Dr.
Jürgen Rüttgers.
Wer nicht will, dass unser schönes Nord-
rhein-Westfalen von einer rot-rot-grünen
Regierung in eine ungewisse und unsi-
chere Zukunft geführt wird, der kann sich
am 9. Mai 2010 nur für die CDU und Jür-
gen Rüttgers entscheiden.
Nur die CDU und unser Ministerpräsident
Jürgen Rüttgers garantieren, dass Nord-
rhein-Westfalen stabil bleibt. w

Nordrhein-Westfalen
braucht Stabilität –
keine rot-roten Experimente!
Von Leonhard Kuckart,
Landesvorsitzender der Senioren-Union Nordrhein-Westfalen

Leonhard Kuckart
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www.senioren-union-nrw.de
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Souverän: Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Senioren-Organisationen
(BAGSO/siehe Kasten) hat in einem of-
fenen Brief an alle Bundestagsfraktio-
nen eine Definition eingefordert, was
Generationengerechtigkeit in den Sozi-
alsystemen konkret beinhaltet. Wie ist
Ihre persönliche Definition?
von der Leyen: Generationengerechtig-
keit in den Sozialsystemen heißt für
mich: Beiträge und Leistungen müssen in
einem angemessenen Verhältnis zueinan-
der stehen. Da ist es uns gelungen, eine
Balance zu finden, um die wir im Ausland
beneidet werden. Wichtig ist mir – und,
wie ich weiß, ganz vielen der heutigen
Senioren – dass man für die junge Gene-
ration, für die Kinder und Enkel, gute
Startchancen sichert und sie nicht über
Gebühr belastet. Gleichzeitig müssen wir
den heutigen und künftigen Älteren eine
angemessene Teilhabe an der Gesellschaft
ermöglichen. Anders als die Erwerbstäti-
gen können die Rentnerinnen und Rent-
ner ihr Einkommen ja nicht mehr beein-
flussen.

Macht es Sinn, diese gesellschaftspoli-
tische Frage in einem Gremium zu dis-
kutieren, das mit Vertretern aller Alters-
gruppen besetzt ist, wie die BAGSO es
einfordert?
Das ist vorbildlich! Generationengerech-
tigkeit ist ja nicht statisch. Wenn wir un-
sere Systeme im demografischen Wandel
stabil halten wollen, müssen wir stetig
nachjustieren. Die heute einzahlenden

Jungen sind die zukünftigen Älteren, die
zu Recht auch noch Leistungen aus die-
sen Sozialsystemen erwarten. Generatio-
nengerechtigkeit kann nur funktionie-
ren, wenn sie von der ganzen Gesellschaft
getragen wird. Da ist es klug, dieses The-
ma mit Vertretern aller Altersgruppen zu
diskutieren. Die Älteren in unserem Land
haben in jungen Jahren die Alterssiche-
rung für ihre Eltern – die Kriegsgenerati-
on, die alles verloren hatte – aufgebaut
und sie brauchen jetzt Verlässlichkeit im
Alter. Die mittlere Generation leistet ak-
tuell den Hauptbeitrag zur Sicherung der
Sozialsysteme, aber auch für die jungen
Leute. Sie sind es, die unser Land in 30
Jahren tragen müssen, das dürfen wir
nicht vergessen.

Viele Experten befürchten einen anhal-
tenden Wertverlust der gesetzlichen
Rente durch zunehmende Eigenleistun-
gen in der Gesundheitsversorgung und
veränderte Erwerbsbiografien mit ver-
ringerten Rentenansprüchen. Wie müss-
ten unsere Alterssicherungssysteme
angepasst werden, damit hier keine
schleichende Auszehrung der Renten
künftiger Generationen entsteht?
Mit den Reformen der letzten Jahre haben
wir die Rentenversicherung zukunftsfest
gemacht. Wir haben fast eine Monatsaus-
gabe in der Rücklage, und das mitten in
der schwersten Krise der Nachkriegsge-
schichte! Das ist das Ergebnis kluger vo-
rausschauender Politik. Die Rente mit 67
trägt dazu bei, dass das auch so bleibt.

Klar ist: Heutige Rentnerinnen und Rent-
ner können nicht mehr vorsorgen. Wer
sein Leben lang Beiträge gezahlt hat, ver-
dient Gewissheit auf eine anständige
Rente. Dafür haben wir die Rentengaran-
tie gemacht, die Rentenkürzungen ver-
hindert. Klar ist aber auch: Die Rente
allein reicht künftig nicht mehr aus, den
heutigen Lebensstandard zu sichern. Da-
rum fördern wir massiv die betriebliche
und private Altersvorsorge, so dass auch
die Jungen eine ausreichende Versorgung
im Alter aufbauen können. Dass auf Ren-
ten Beiträge zur Kranken- und Pflegever-
sicherung gezahlt werden müssen, ist
unvermeidlich. Gerade die Älteren sind
auf ein gutes Gesundheitssystem ange-
wiesen. Aber auch die Jungen und Fami-
lien mit geringen Einkünften steuern
ihren Anteil bei. Solidarität darf keine
Einbahnstraße sein.

Die Diskussion um längere Lebensar-
beitszeiten krankt daran, dass viele
Menschen der Generation 50plus schon
jetzt für sich keine Chancen mehr auf
dem Arbeitsmarkt sehen. Was muss sich
ändern, damit Menschen tatsächlich län-
ger am Arbeitsleben teilhaben können?
In meinem Ministerium sind ab 2012 gut
50 Prozent der Beschäftigten über 50. In
der deutschen Wirtschaft wird das in we-
nigen Jahren ebenso sein. Es wird der
Normalfall, dass wir bei guter Gesundheit
immer älter werden. Trotzdem haben wir
uns aber fast gar nicht damit auseinan-
dergesetzt, wie wir die gewonnenen Jah-

Generationengerechtigkeit und Altersarmut:

„Wir müssen stetig
nachjustieren …“

Wie kann, wie muss eine verlässliche
Sozialpolitik für alle Generationen
aussehen? Ein Souverän-Gespräch mit
der neuen Bundesministerin für Arbeit
und Soziales, Dr. Ursula von der Leyen.

www.ursula-von-der-leyen.de · www.bmas.de
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re nutzen und Arbeit für ältere Menschen
so organisieren können, dass sie auch die
Chance haben, so lange in der Arbeitswelt
mitzumischen. Hier ist maßgeschneider-
te Weiterbildung für Ältere entscheidend
– die moderne Hirnforschung zeigt, wie
lernbereit Menschen im Alter sind. Die
Erwerbsbiographie der Zukunft wird eine
Wellenbewegung zwischen Arbeit, Sich-
Kümmern um Kindererziehung oder Pfle-
ge, Weiterbildung sein. Und zwar für Män-
ner wie für Frauen. Die Bundesagentur für
Arbeit unterstützt schon heute die Quali-
fizierung älterer Beschäftigter. Im Übri-
gen brauchen wir die Älteren ja auch
dringend am Arbeitsmarkt, denn in vielen
Branchen ist der Fachkräftemangel heute
schon Realität.

Dürfen wir Generationengerechtigkeit
eigentlich auf Fragen der Rente und des
Arbeitsmarktes reduzieren?
Nein, sicher nicht. Politik muss bei allen
Entscheidungen auch stets deren nach-
haltige Wirkungen und die Chancen künf-
tiger Generationen mit in den Blick neh-
men. Ich bin deshalb sehr froh darüber,
dass die überwiegende Zahl der Rentne-
rinnen und Rentner – noch bevor klar
wurde, dass es in diesem Jahr so sein wür-
de - auch für mögliche Nullrunden bei
der Rente Verständnis geäußert hat. Sie
hat einen wachen Blick auf die jüngeren
Generationen, ihre Kinder und Enkelkin-
der. Sie wissen, dass deren Zukunfts-
chancen nicht über Gebühr belastet wer-
den dürfen.

Auch deshalb setze ich auch als Sozialmi-
nisterin einen klaren Schwerpunkt bei
der Bildung gerade der bedürftigen Kin-
der. Sie müssen eine faire Chance erhal-
ten, als nächste Generation das zu erar-
beiten, was künftig gebraucht wird.

Wo werden Sie in dieser Legislaturperi-
ode Ihre persönlichen Schwerpunkte
setzen, welche Themen wollen Sie voran-
treiben?
In diesem Jahr steht die Neuorganisation
der Jobcenter ganz oben auf meiner
Agenda. Da sind wir jetzt einen großen
Schritt vorangekommen. Ich bin sehr
froh, dass das erfolgreiche Konzept der
Leistungen aus einer Hand in verbesser-
ten Jobcentern fortgeführt werden kann.
Das gibt Stabilität in der Krise. Außerdem
hat uns das Verfassungsgericht aufgege-
ben, die Regelsätze für Langzeitarbeits-
lose und ihre Kinder neu berechnet wer-
den müssen. Ich sehe das als Riesenchan-
ce, denn gerade für die Bildung bedürf-
tiger Kinder müssen wir mehr tun. Es gilt,
den Arbeitsmarkt zukunftsfest zu gestal-
ten. Der Fachkräftemangel kommt unauf-
haltsam auf uns zu. Frauen suchen und
finden mehr Chancen auf dem Arbeits-
markt. Parallel möchte ich auch errei-
chen, dass die Älteren, die ja häufig viel
fitter sind als die Senioren früher, länger
im Erwerbsleben bleiben können und sich
auch darüber hinaus engagieren. Wir
brauchen ihre Lebens- und Berufserfah-
rung dringend, auch für den Zusammen-
halt in unserer Gesellschaft. w

Beatrix Philipp ist Mitglied der
Senioren-Union der CDU, weil...
„in der CDU Erfahrung
und Kontinuität
gefragt sind.“

g

WILLKOMMEN
Beatrix Philipp MdB

Die im Januar 1989 gegründete Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Senioren-
Organisationen (BAGSO) e.V. tritt als
Interessenvertretung der älteren Ge-
nerationen in Deutschland vor allem
dafür ein, dass jedem Menschen ein
selbst bestimmtes Leben im Alter
möglich ist und die dafür notwendi-
gen Rahmenbedingungen geschaffen
werden. Unter ihrem Dach arbeiten
über 100 Verbände, Organisationen
und Initiativen der freien Altenarbeit
zusammen. Über ihre Mitglieder ver-
tritt die BAGSO mehr als zwölf Millio-
nen ältere Menschen
in Deutschland. Alle
drei Jahre richtet die
BAGSOdenDeutschen
Seniorentag aus. Im
November 2009 wurde
die ehemalige Bun-
desministerin für Ju-
gend, Familie, Senio-
ren und Gesundheit,
Prof. Ursula Lehr
(CDU), zur neuen Vor-
sitzenden der BAGSO
gewählt. Sie ist damit
Nachfolgerin des am
15. Januar 2010 verstorbenen, ehe-
maligen CDU-Landtags- und Bundes-
tagsabgeordneten Walter Link.

Die BAGSO

SU-Mitglied
Ursula Lehr
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Souverän: Der Klimagipfel von Kopenha-
gen brachte der ambitionierten deut-
schen Klimapolitik einen herben Rück-
schlag. Mancher fragte sich buchstäb-
lich: Ist die Welt jetzt noch zu retten?
Weniger aufgeregt, aber angemessen
erscheint die Frage: Wie soll es jetzt wei-
tergehen?
Röttgen: Wir haben die politische Aufga-
be, die Lebensperspektiven unserer Kin-
der und Enkelkinder sicherzustellen. Alle
Entscheidungen, die wir heute treffen
oder auch nicht treffen, müssen im Hin-
blick auf ihre nachhaltigen Wirkungen
auf künftige Generationen bewertet wer-
den. Beim Thema Klimaschutz bedeutet
diese Zukunftsverantwortung: Wenn wir
die prognostizierte Erderwärmung in den
nächsten Jahrzehnten stoppen wollen,
müssen wir jetzt handeln. Wir müssen
jetzt umsteuern und unsere Wirtschafts-
weise grundlegend ändern. Wachstum
und Ressourcenschonung dürfen nicht
länger Gegensätze sein. Das bedeutet In-
vestitionen in umweltfreundliche Tech-
nologien, in Energieeffizienz und in den
Ausbau der Erneuerbaren Energien. Die
Klimakrise kann nicht von heute auf mor-
gen abgewendet werden, weil die Ökosys-
teme dieses Planeten eher träge auf Ver-
änderungen reagieren. Das ist der Unter-
schied zur Finanzkrise, als die Politik
noch einen Meter vor dem Abgrund Ret-
tungspakete schnüren konnte. Kopenha-
gen war in diesem langfristig angelegten
Prozess sicherlich eine Enttäuschung, ein

Rückschlag. Es hilft aber nicht, jetzt den
Kopf in den Sand zu stecken. Wir müssen
konstruktiv und konsequent unsere nati-
onalen Möglichkeiten ausschöpfen und
dabei auch die Chancen nutzen, die darin
liegen, dass wir technologisch auf vielen
Feldern der Energiewirtschaft weit vorne
liegen.

Regenerative Energien und energiespa-
rende Steuerungstechniken als Export-
schlager?
Genau das. Wir haben doch eine win-win-
Situation, in der wir den christlichen An-
satz der Schöpfungsbewahrung mit den
technologischen Ansätzen der Wirtschaft
positiv verknüpfen können. Die Transfor-
mation von ressourcenverbrauchenden
zu ressourcenschonenden Technologien
erschließt die Märkte der Zukunft. Bei
dieser zweiten industriellen Revolution
sind wir zurzeit noch ganz vorne mit da-
bei, eine Riesenchance für unser Land.

Reden wir dabei nur über erneuerbare
Energien oder liegt nicht auch noch in
den konventionellen Technologien, wie
etwa der Kohle, Innovationspotenzial?
In China beispielsweise entstehen im-
mer noch Kohlekraftwerke mit gerade
mal 30 Prozent Wirkungsgrad, während
dieser bei hiesigen Kraftwerken in der
Spitze bei 48 Prozent liegt.
Sicherlich gibt es auch im Bereich der
konventionellen Energien wirtschaftliche
Chancen. Wir wollen die konventionellen

ja auch nicht abrupt ersetzen, sondern
weitgehend modernisieren durch eine
permanente Innovation im Maschinen-
und Anlagenbau. Schließlich enthält der
Kraftwerkspark auch hier zu Lande noch
etliche Altanlagen mit gleichfalls niedri-
gem Wirkungsgrad, da haben wir unsere
Hausaufgaben noch längst nicht ge-
macht.

Die Kernenergie allerdings sehen Sie un-
widerruflich als Auslaufmodell?
Der Begriff der Brückentechnologie steht
nicht umsonst im Koalitionsvertrag,
ebenso wie die Aussage, dass in Deutsch-
land keine neuen Kernkraftwerke mehr
gebaut werden. Das mittelfristige Ende
der Kernenergie ist politischer und ge-
sellschaftlicher Konsens, jetzt wird noch
darum gerungen, wie lang die Brücke der
Kernenergie ins Zeitalter der Erneuerba-
ren noch sein soll. Nach meinem Ver-
ständnis des Koalitionsvertrages ist die
Brücke so lang, bis die Kernenergie ver-
lässlich durch erneuerbare Energien er-
setzt werden kann. Verlässlich heißt für
mich: sicher, wettbewerbsfähig und preis-
würdig.

Zur vollen Wahrheit gehört aber doch
auch, dass die Umstellung auf regenera-
tive Energien Milliardenkosten verur-
sacht …
Ich bin fest davon überzeugt, dass die
Umstellung auf regenerative Energien vor
allem große Gewinne einbringen wird, es
ist die Wachstumsstrategie der Zukunft!
Keine andere Branche erfährt vergleich-
bare Zuwachsraten, Deutschland ist hier
Weltmarktführer. Natürlich sind auch
weitere Investitionen erforderlich. Ohne
Investitionen in intelligente Netze wird

Umwelt- und Energiepolitik:

Zweite industrielle Revolution?

Der neue Bundesumweltminister, Dr. Norbert Röttgen MdB,
will einen Umbau der Energiewirtschaft. Im Gespräch
mit Souverän führte er gute Argumente dafür ins Feld.

www.norbert-roettgen.de
www.bmu.de
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es keine verlässliche, schonende, saube-
re Energieversorgung geben. Wenn wir
die Energieversorgung umstellen wollen
vom reinen Mengenangebot auf die Steu-
erung des Bedarfs, dann brauchen wir
einen gewaltigen Umbau in der Infra-
struktur unserer Energieversorgung. Die-
ser Umbau ist eine langfristige Aufgabe,
aber er sollte bis zum Jahre 2050, dem
Zieldatum für die weitgehend vollständi-
ge Umstellung auf die Erneuerbaren Ener-
gien, zu schaffen sein.

Das hört sich nach Konzept und Planung
an. Kritiker bemängeln, dass wir in
Deutschland seit langem gar kein richti-
ges Energiekonzept mehr haben …
Dem ist auch so, ein energiepolitisches
Konzept ist seit langem überfällig. Gerade
um wieder verlässliche Investitionsbe-
dingungen herzustellen, ist es richtig,
dass sich die neue Bundesregierung die-
ser Aufgabe stellt. Der Bundesumweltmi-
nister und der Bundeswirtschaftsminister
werden gemeinsam noch vor der Sommer-
pause einen ersten Zwischenbericht im
Kabinett vorstellen und im Oktober ein
fertiges energiepolitisches Konzept für
die Jahrzehnte von 2010 bis 2050 im Ka-
binett beschließen.

Nun müssen in Sachen Klima die Prog-
nosen ja nicht unbedingt in vollem Aus-
maß zutreffen. Man erinnere sich: Zu
Beginn der 1980er-Jahre prognostizier-
ten durchaus renommierte Experten ei-
nen Totalverlust des Waldes etwa zum
Jahre 2010. Aber egal, wie es kommt:
Muss nicht ein Hauptaugenmerk auch
auf der Klimafolgeforschung liegen?
Unbedingt. Wir werden ja auch dann mas-
sive Folgen des Klimawandels verspüren,
wenn sich der Anstieg der Globaltempe-

ratur auf etwa zwei Grad beschränken
lässt. Um Wüstenbildungen, vermehrte
Naturkatastrophen und in der Folge
Wanderungsbewegungen zu vermeiden,
brauchen wir Klimaanpassungsstrategien
für alle möglichen Problemfelder, von der
Agrar- und Forstwirtschaft bis hin zur
Bautechnik.

Verlassen wir die perspektivische Klima-
und Energiepolitik. Welche Themen ste-
hen sonst noch auf der Agenda des Um-
weltministers?
Auch wenn immer wieder positive Schlag-
zeilen über die Wiederansiedlung von
Tierarten wie Biber und Luchs die Runde
machen, so müssen wir doch einen erheb-
lichen Verlust der Artenvielfalt diagnos-
tizieren und diesen Verlust stoppen. Des-
halb hat die UN das Jahr 2010 zum Inter-
nationalen Jahr der biologischen Vielfalt
erklärt. Der Reichtum und die Schönheit
von Flora und Fauna gehört schließlich
zu den Lebensgrundlagen des Menschen,
auch zu den wirtschaftlichen Lebens-
grundlagen. Ein Beispiel ist das Thema
Flächenverbrauch. Obwohl wir keine
wachsende Bevölkerung haben, steigt
der Verbrauch an Siedlungsfläche stetig.
Das darf nicht sein. Eine weitere Dauer-
aufgabe ist – trotz fraglos erzielter Erfol-
ge in den letzten Jahrzehnten – die Rein-
haltung von Luft und Wasser. Wir haben
gerade eine neue Feinstaubverordnung
erlassen und soeben ist der Arbeitsent-
wurf eines neuen Kreislaufwirtschaftsge-
setzes auf den Weg gebracht worden.

Werden Sie das Recycling weiter
stärken?
Wir müssen es stärken. In 41 Handys bei-
spielsweise steckt die gleiche Menge an
Gold wie in einer Tonne Golderz. Die Ge-

winnung von Sekundärrohstoffen be-
kommt vor einem solchen Hintergrund
eine neue Qualität. Wir müssen von der
Wegwerf- zur Verwertungsgesellschaft
kommen. Einige neue technologische
Entwicklungen sind sonst gar nicht mög-
lich. Der Ausbau der Elektromobilität et-
wa verlangt zwingend nach einem Recy-
cling des ansonsten nicht in ausreichen-
der Menge vorhandenen Lithiums, wel-
ches unverzichtbarer Bestandteil moder-
ner Batterietechnik ist.

In einigen Tagen wird in Nordrhein-
Westfalen ein neues Landesparlament
gewählt. An Rhein und Ruhr gab es im-
mer ein hohes Maß an sachlichem Um-
gang und Akzeptanz für die Energiewirt-
schaft auf Basis fossiler Energien. Hat
das einen gewissen Vorbildcharakter für
die weitere Diskussion um den richtigen
Weg in die Energiezukunft?
Energietechnologien sind auf Akzeptanz
angewiesen. Eine Gesellschaft, die von
Angst geprägt ist, hat es schwer, moderne
Entwicklungen in einer vernünftigen Ri-
sikoabwägung zu gestalten. Für diese
Balancefindung ist die Wirtschafts- und
Sozialgeschichte des Landes NRW sehr
lehrreich. Man ist dort immer sehr sensi-
bel, aber gleichzeitig aufgeschlossen mit
neuen Entwicklungen umgegangen.

Ihr eigener Wahlkreis liegt in NRW. Wie
beurteilen Sie die Arbeit der bisherigen
Landesregierung?
Ich bin in NRW aufgewachsen und habe
während jahrzehntelanger SPD-Herr-
schaft erlebt, wie viele Themen ideolo-
gisch besetzt waren und gar nicht oder in
schlechte Politik umgesetzt wurden. Fünf
Jahre CDU-geführte Regierung unter Mi-
nisterpräsident Jürgen Rüttgers haben
dem Land sehr gutgetan, es ist moderner,
aufgeschlossener geworden, der Kurs der
sozialen, wertbewussten Mitte hat sich
bewährt. Nach fünf Jahren ist natürlich
nicht alles erreicht, nicht alles umgesetzt
worden, was machbar wäre. Eine Wahlpe-
riode reicht daher nicht, dieser politisch
alternativlose Kurs – Rot-Rot ist ja nun
wirklich eine eigentlich abgehakte politi-
sche Konstellation – muss fortgesetzt
werden. Das Land wird davon profitieren,
da bin ich mir sicher.

Herr Minister, besten Dank für das inte-
ressante Gespräch. w
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Souverän: Frau Klöckner, Sie werden ge-
lobtalsKandidatin,„diezuhörtundnicht
gleichLösungsansätze”ohnegründliches
Überlegenpräsentiert.EinneuerPolitik-
stil, wie er sich beispielsweise auf Regi-
onalforen ohne Politik-rituale und mög-
lichst geringe Distanz zu den Zuhörern
ausdrückt?
Klöckner: Es liegt in der Natur einer gro-
ßen traditionellen Volkspartei wie der uns-
rigen, dass sie sich – was Parteitage und
Kongresse anbelangt – auf altbewährte
eher formale Programmabläufe und Regu-
larien verlässt. Das beginnt bei der ewig
gleichen Sitzordnung, bei langen Reden
und endet bei programmatischen Aussa-
gen, die viel zu wenig die Lebenswirklich-
keit der Betroffenen widerspiegeln. Das ist
mir zu statisch, zu wenig dynamisch. Wenn
Politik der Auftrag zur Gestaltung an die
Politiker ist, dann müssen diejenigen, die
vom Bürger das Mandat dazu bekommen
wollen, in einen regen gedanklichen Aus-
tausch treten. Dann steht das Gespräch
und – wenn es sein muss – das Ringen um
Zielsetzungen, Werte und konkrete Umset-
zungsfragen im Zentrum. Deshalb habe ich
mit unserem Landesvorsitzenden Christian
Baldauf auf das neue Format des Regional-
forums hingewirkt. Die tolle Resonanz auf
diese neue Art der Präsentation mit weit
über 3000 Besuchern zeigt, dass wir auf
dem richtigen Weg sind.

Ist die CDU in Rheinland-Pfalz nach 19
Jahren in der Opposition gut genug auf-
gestellt,uminder„rotenHochburg“von
KurtBeckzupunktenundwiederdieFüh-
rungsrolle im Lande zu übernehmen?
Von 1947 bis 1991 war die CDU in Rhein-
land-Pfalz bei Landtagswahlen die stärks-
te Partei. In Europawahlen, in Bundes-
tagswahlen, in Kommunalwahlen in
Rheinland-Pfalz sind wir seit über zehn
Jahren ungeschlagen. Die SPD hat in die-
ser Zeit nicht mal 30% der Bevölkerung

erreicht. Mit der Eroberung einer Hoch-
burg kenne ich mich durch den Gewinn
meines Wahlkreises, immerhin rund 50
Jahre in der Hand der SPD, gut aus. Rhein-
land-Pfalz ist und hat jedoch eine andere
Geschichte. Wer hier nur ein bisschen ge-
nauer hinschaut, wird feststellen, dass
dieses Land im Begriff ist, Staub anzuset-
zen, dass es von den anderen Bundeslän-
dern im Wettbewerb abgehängt wird. Das
gilt für Bildung, Wissenschaft und For-
schung, den Wirtschaftsstandort an sich.
Der Ärger über diesen Missstand und die
neue Geschlossenheit in den eigenen Rei-
hen, die Aufbruchsstimmung, die mich in
den Städten und Dörfern vor Ort empfängt,
sind ein großer Antrieb, der uns bis zum
Wahltag tragen wird.

Bis zur Landtagswahl ist es noch ein gu-
tesJahrZeit.NimmtIhr„Regierungspro-
gramm“ für Rheinland-Pfalz dennoch
erste Konturen an?
Sie glauben ja gar nicht, welch großer Zu-
spruch uns seit meiner Ankündigung, als
Spitzenkandidatin zur Verfügung zu ste-
hen, erreicht hat. Allein 2.800 Zuschriften
mit Themenvorschlägen sind es aufgrund
der Regionalkonferenzen. Als wir danach
eine Programmkommission ins Leben ge-
rufen haben, meldeten sich viele hoch
kompetente Persönlichkeiten, die ihre
Mitarbeit angeboten haben, so dass ich
von einem tollen Rückhalt sprechen kann.
Diesen Schwung werden wir nutzen, um
ein zukunftsweisendes Regierungspro-
gramm zu entwickeln.

Liegen Ihnen als Winzertochter die Sor-
genundNötedesMittelstandsdabei be-
sonders am Herzen?
Sorgen liegen mir am Herzen, unabhängig
von der Herkunft des Einzelnen. Als Win-
zertochter habe ich von der Pieke auf Er-
fahrungen in unserem landwirtschaftli-
chen Betrieb gemacht. Das erleichtert das

Verständnis in fachlichen Gesprächen mit
Arbeitgebern, aber auch mit Arbeitneh-
mern. Der Mittelstand prägt insbesondere
im ländlichen Raum die wirtschaftliche
Infrastruktur und eröffnet Möglichkeiten
für den Einzelnen. Die Unterstützung von
mittelständischen Unternehmen ist daher
Kernelement des CDU-Programms und
meiner Politik.

ZurzeitsindSieParlamentarischeStaats-
sekretärinimBundesverbraucherschutz-
ministeriumundwollendensog.Pflege-
TÜVbisAnfang2011nachgebessertwis-
sen. Was konkret soll passieren?
Die gesetzlich vorgeschriebenen Qualitäts-
berichte, die seit dem 1. Dezember 2009
auch veröffentlicht werden, bieten Pflege-
bedürftigen und ihren Angehörigen erst-
mals die Möglichkeit, sich einen Eindruck
über die Qualität eines für sie interessan-
ten Pflegeheims oder ambulanten Pflege-
dienstes zu verschaffen. Wie bei jeder
Neuregelung gibt es aber auch in diesem
Bereich noch Optimierungsbedarf. So hat
eine erste Auswertung und Einschätzung
der Praxis durch Experten gezeigt, dass
zum Beispiel das Instrument der Bewoh-
nerbefragung verbessert werden sollte, um
die persönliche Sicht der Pflegebedürfti-
gen sowohl auf die Pflegekräfte als auch
auf Service und Einrichtung besser ein-
schätzen zu können. Außerdem gibt es
Hinweise darauf, die bisherige Zusammen-
stellung der Personenstichprobe im ambu-
lanten Bereich zu verändern, damit we-
sentliche personenbezogene Kriterien (wie
z.B. Wundversorgung) besser in die Prü-
fung einbezogen und bewertet werden
können. Dazu wird es bereits im April wei-
tere Gespräche geben. Die Erarbeitung von
möglichen Lösungsvorschlägen soll bis
Mitte 2010 abgeschlossen sein. w

Rheinland-Pfalz:

Auf dem richtigen Weg
Frischer Wind in der rheinland-pfälzischen CDU.
Fünf Fragen an die Anfang März nominierte Spitzen-
kandidatin für die Landtagswahl 2011, Julia Klöckner.

www.julia-kloeckner.de
www.cdurlp.de
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Seebeben lösen nicht nur im näheren
Umfeld ihres Epizentrums, sondern
durch nachfolgende Tsunamis auch

über große Entfernungen hinweg verhee-
rende Schäden in bisher als sicher gelten-
den Regionen aus. Ähnlich verlaufen
„politische Beben“, wenn staatliche Ord-
nungen sich auflösen. Dann sind Opfer
dieses Prozesses nicht allein die betroffe-
nen Länder und Völker. Vielmehr sind die
sicherheitsgefährdenden Folgen in den
Nachbarstaaten, aber auch weltweit bis
nach Deutschland zu spüren.
Ebenso bedrohlich ist es, wenn ein insta-
biler Staat zum Objekt im Macht- und
Interessenpoker seiner Nachbarländer
oder von Terrororganisationen wird. Diese
reale Gefahr droht Afghanistan, das noch
immer Charakteristika eines schwachen
Staates aufweist. So mangelt es an rechts-
staatlichen Strukturen und umfassender
innerer Sicherheit. Familienklans beherr-
schen eigennützig die Verteilungssyste-
me und versuchen den Einfluss der Zen-
tralregierung zu schwächen.
In Afghanistan, das zum Schlüsselobjekt
seiner untereinander rivalisierenden An-
rainerstaaten und islamistischer Dschi-
had-Gruppen geworden ist, entscheidet
sich der Kampf zwischen religiösem Fun-
damentalismus und einer rechtsstaatli-
chen und die Menschenrechte achtenden
politischen Ordnung. Das Ergebnis hat
massive Konsequenzen sowohl für die
zentralasiatische Region als auch für die

globale Sicherheit, und damit auch für
Deutschland. Gewinnt ein Nachbarstaat
die alleinige Dominanz über Afghanistan,
werden die übrigen dagegenwirken, sei es
durch Unterstützung sympathisierender
Gruppen oder durch das Schüren gegen-
seitiger Konflikte.
Falls die paschtunischen Taliban wieder
die politische Führung in Afghanistan
übernehmen, werden sie erneut versu-
chen, ihre fundamentalistischen Wert-
vorstellungen durchzusetzen. Dies wird
die nicht paschtunischen Ethnien zum
Widerstand bewegen, wiederum Bürger-
krieg provozieren und islamistischen Ter-
roristen abermals ein Rückzugs- und
Ausbildungsareal schaffen. Ebenso ge-
fährlich für die gesamte Welt – also auch
für uns – wäre es, wenn ein Taliban-Staat
Afghanistan die Atommacht Pakistan in-
filtrieren und unter seine Kontrolle brin-
gen würde.
Trotz dieser Gefahr will die pakistanische
Regierung ihr ergebene Talibanführer in
Kabul politisch wieder „hoffähig“ ma-
chen, um dort eine gegenüber Pakistan
freundliche und gegenüber Indien feind-
lich gesinnte Politik zu fördern. Dabei ist
jedoch nicht auszuschließen, dass sich
fundamentalistische Talibanführer durch-
setzen, die einen gegenüber Islamabad
selbstständigen oder sogar militanten
Kurs verfolgen werden und al-Quaida wie-
der erstarken lassen.
Politisch gestärkt werden sie den Kampf
gegen die „ungläubigen Kreuzfahrer“
ausweiten und den psychologischen Me-
dienkrieg in den Entsendeländern der
ISAF intensivieren. Vermutlich werden
sie auch nicht vor Massakern an Sikhs,
Hindus und den schiitischen Hasaras zu-

rückschrecken, was deren Schutzmächte
Iran und Indien auf den Plan rufen dürf-
te.
Gegen diese Gefahr hilft nur ein Bollwerk:
Afghanistan muss ein stabiles Staatswe-
sen werden. Dazu bedarf es einer durch
freie Wahlen legitimierten Regierung. Ge-
währleistet muss sein die Durchsetzung
von Recht und Gesetz, Achtung der Men-
schenrechte, gleiche Rechte und Chancen
für alle Menschen und Ethnien sowie eine
freie Presse. Mit Nachdruck müssen die
Infrastruktur und das Bildungssystem
ausgebaut werden.
Um dieses Ziel trotz einiger vorzeigbarer
Fortschritte zu erreichen, braucht Afgha-
nistan eine länger anhaltende Zeitspanne
innerer Sicherheit sowie einen Geist der
Versöhnung. Deshalb ist es dringend ge-
boten, die Taliban mit Waffengewalt aus
ihren Stellungen zu vertreiben und die so
befreiten Gebiete dann mit ständiger Prä-
senz vorwiegend afghanischer Sicher-
heitskräfte frei von Terror zu halten.
Durch eine solche vertrauensbildende
Maßnahme gegenüber der afghanischen
Zivilbevölkerung böte sich die Chance,
die Islamisten und ihre extreme Ideologie
zu isolieren und dauerhaft auszuschal-
ten.
Der Prozess der politischen und gesell-
schaftlichen Erneuerung kann allerdings
nur konfliktfrei gelingen, wenn die kul-
turellen Unterschiede, insbesondere zwi-
schen der großstädtischen und der länd-
lichen Bevölkerung, angemessen berück-
sichtigt werden. Um die bisherigen zivilen
Aufbauleistungen gerecht zu bewerten,
muss man die unermesslichen Zerstörun-
gen durch den Kampf gegen die sowjeti-
sche Besatzungsmacht, den nachfolgen-

Auf Basis der UN-
Resolution 1386 vom

20.12.2001 sind derzeit
Truppen aus 28 NATO-

Staaten und 14 weiteren
Ländern am Hindukusch
im Einsatz. Macht dieser
Einsatz weiterhin Sinn?

Eine geopolitische
Betrachtung …

Afghanistan:

Sicherheitsrisiko oder
Stabilitätsfaktor?
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den Bürgerkrieg und die Talibanherr-
schaft berücksichtigen. Afghanistan lag
im Jahr 2001 am Boden.
Hier zu helfen und den zivilen Entwick-
lungsorganisationen und -helfern ein si-
cheres Arbeitsfeld zu schaffen, ist die
Aufgabe der von der NATO geführten ISAF
(vgl. auch Souverän 4-2009, S. 8). Sie soll
auf Beschluss des UN-Sicherheitsrats die
gewählte Regierung Afghanistans bei der
Herstellung und Aufrechterhaltung eines
sicheren Umfeldes im Lande unterstüt-
zen. Dazu muss Deutschland einen zuver-
lässigen Beitrag leisten. Ein Vergleich der
Kräfte von ISAF und der ebenfalls NATO-
geführten KFOR zeigt das zahlenmäßige
Ungleichgewicht zwischen den Kontin-
genten am Hindukusch und auf dem Bal-
kan, das nicht zuletzt Ursache für die
derzeitige prekäre Sicherheitslage in Af-
ghanistan ist. Nach Ende des Krieges ge-
gen Serbien wurden 1999 auf Beschluss
der UNO 50.000 Soldaten ins Kosovo ver-
legt, wo auf einer Fläche von 10.877 km
ca. 2,1 Millionen Menschen leben. Hoch-
gerechnet auf die ca. 30 Millionen Ein-
wohner in Afghanistan müssten dort
750.000 Soldaten im Einsatz sein, bei ei-

ner Fläche von 652.090 km ein weiteres
Vielfaches.
Die anfänglichen Vorbehalte der Deut-
schen gegen einen Einsatz der Bundes-
wehr auf dem nahe gelegenen Balkan
sind dank der Stabilisierungserfolge zu-
nehmend geschwunden. Anders verhält
es sich mit dem fern gelegenen Afghanis-
tan. Während dort die Köpfe und Herzen
der Menschen gewonnen werden sollen,
geht die deutsche Bevölkerung immer
mehr auf Distanz. Terroranschläge mit
ihren Opfern unter ISAF-Soldaten und der
Zivilbevölkerung, die die Schlagzeilen

der Medien bestimmen, prägen das Mei-
nungsbild.
Doch deutsche Sicherheitspolitik, die
nicht global ausgerichtet ist und auf kei-
nem gesellschaftlichen Grundkonsens
beruht, ist in ihrer Handlungsfähigkeit
massiv eingeschränkt. Wenn zusätzlich
militärische Einsatzregeln und Truppen-
stärken nach parteipolitischem Kalkül
festgelegt werden, wird militärisches
Handeln wirkungslos.
Das Gleiche gilt, wenn aus ebensolchen
Gründen Truppen übereilt abgezogen
werden, bevor eine nachhaltige Sicher-
heit erreicht ist. Dann wird die zarte
Pflanze des Aufbaus einer Zivilgesell-
schaft gefährdet, die zu einem Stabili-
tätsfaktor in einer der gefährlichsten und
sicherheitspolitisch labilsten Regionen
der Welt werden kann. Darüber hinaus
bleibt als zentrale Aufgabe für die Welt-
gemeinschaft die Entwicklung einer weit
über Afghanistan hinausgehenden Frie-
densarchitektur, die einen tragfähigen
Ausgleich zwischen den nuklear bewaff-
neten „Erzfeinden“ Indien und Pakistan
schafft. w
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Der Autor: Oberstleutnant d. Res, Jg.
1943, 1977-2007 Mitglied und zeit-
weilig Vorsitzender des Landesfach-
ausschusses Außen- und Sicherheits-
politik der CDU in Niedersachsen

Peter Hoffmann

www.einsatz.bundeswehr.de
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Souverän: Was es heißt, wenn ein Indus-
triestaat nicht ausreichend mit Energie
versorgt wird, erlebten die Deutschen
zuletzt Anfang der 70er-Jahre, zu Zeiten
der Ölkrise. Politik und Wirtschaft such-
ten daraufhin nach neuen Energiekon-
zepten, doch scheinen diese vier Jahr-
zehnte später umstrittener denn je. Wie
stellt sich diese energiepolitische Histo-
rie aus Ihrer Sicht dar?
Beermann: Ein in sich geschlossenes
Energiekonzept gab es zuletzt zu Beginn
der 80er-Jahre. Damals trugen CDU, SPD
und auch die IGBCE (Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie) ge-
meinsam einen Energiemix aus Kohle und
Kernkraft. Mit der Auseinandersetzung
um die Kernenergie ging dieser Konsens
verloren, bis in die 90er-Jahre hinein gab
es dann nur noch Teilkonzepte, mittler-
weile gibt es selbst diese nicht mehr, son-
dern nur noch Willensbekundungen zu
Einzelaspekten.

Nach der Atomkraft gerät nun im Zuge
der Klimadebatte auch die Kohle ins Vi-
sier. Hier war die gesellschaftliche Ak-
zeptanz aber eigentlich immer sehr
hoch, nicht nur in NRW …
Für den Steinkohlenbergbau gab es im-
mer eine hohe Akzeptanz. Man lebte von

und mit der Kohle und schimpfte schon
mal über Bergschadensfragen, sehr viel
mehr allerdings über Zechenstilllegun-
gen. Für die Braunkohle gilt Ähnliches.
Sowohl im rheinischen Revier als auch im
mitteldeutschen Revier und in der Lausitz
überwog immer die Akzeptanz, die lang-
fristig angelegten Umsiedlungsprogram-
me stellten letztendlich auch anfängliche
Kritiker zufrieden. Auch die zunehmen-
den Versuche der letzten Jahre, die be-
troffenen Bewohner für politische Ziele
zu instrumentalisieren, haben keinen
nachhaltigen Erfolg. Grundsätzlich ist in
der Bevölkerung das Bewusstsein veran-
kert, dass ein großes Stück der Wieder-
aufbauleistung in diesem Lande dem
Bergbau und damit einhergehend der
Stahlindustrie geschuldet ist. Die in den
letzten Jahrzehnten rund um den Berg-
bau entstandene „Anschlusswirtschaft“
aus Zulieferern auch mittelständischer
Struktur – modern nennt man das ja
„Cluster“ – zählt durch den Export von
Spitzentechnologie noch heute zu den
Erfolgsmodellen des deutschen Außen-
handels. Wenn etwa eine Walzenschräm-
maschine bestellt wird, so geschieht die
Auslieferung häufig im Paket mit einer
gesamten Strebausrüstung, was gleich
mehreren Unternehmen Aufträge be-

schert. Insbesondere deshalb hängen an
jedem Bergbau-Arbeitsplatz gemäß wis-
senschaftlichen Untersuchungen rd. 1,3
weitere Arbeitsplätze im wirtschaftlichen
Umfeld.

Wird es aufgrund der Klimadebatte ei-
nen Rückzug aus der Kohle geben?
International mitnichten. Fossile Energi-
en sind noch auf längere Sicht unver-
zichtbar, gerade die Vorräte an Kohle
reichen auch noch für mehrere hundert
Jahre, sie werden von keinem anderen
Energieträger übertroffen. Russland, Chi-
na, Indien, Australien, die USA und Süd-
afrika sind die Kohleproduzenten der
Zukunft, sie setzen neben dem Eigenver-
brauch auch auf das Exportgeschäft.

Hier zu Lande träumen manche von einer
Republik voller Windräder und Photovol-
taik-Anlagen. Dass beispielsweise die
Absicht der Grünen ernst zu nehmen ist,
auch existierende Kohlekraftwerke ab-
zuschalten und den Bau von neuen zu
verhindern, kann man in Hamburg stu-
dieren. Dort war die Genehmigung für
das Kohlekraftwerk Moorburg einer der
Knackpunkte bei den schwarz-grünen
Koalitionsverhandlungen ...
Diese Realitätsferne ist tragisch. Nehmen
wir nur die Stromwirtschaft. Trotz aller
vollmundigen Beteuerungen von interes-
sierter Seite, dass die Erneuerbaren Ener-
gien künftig die Hauptlast der Versorgung
leisten könnten, so bleibt nüchtern fest-
zuhalten: Die Regenerativen haben in 40
Jahren ihren Anteil von 0,5 auf neun Pro-
zent der Stromversorgung steigern kön-
nen, bis 2030 sollen sie bei 30 Prozent

Die Energiedebatte:

Eine unendliche Geschichte?
Welchen Energiemix brauchen wir, welchen wollen wir?
Seit Jahrzehnten erscheinen die Antworten zu dieser Frage
nicht kongruent. Kann sich ein Industrieland wie Deutsch-
land dies dauerhaft leisten? Ein Souverän-Interview mit
Dr.-Ing. Wilhelm Beermann, Ehrenpräsident des Gesamt-
verbandes Steinkohle e.V.

www.gvst.de
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liegen. Bitte, was machen wir mit den
restlichen 70 Prozent? Wollen wir das bis-
lang geltende Ziel der Versorgungssicher-
heit über Bord werfen? Und es wird leider
auch immer wieder verschwiegen, dass
die immer wieder auftretende Nichtver-
fügbarkeit von Wind oder Sonne ein ho-
hes Maß an Standby-Kapazitäten erfor-
derlich macht, also Reserve-Erzeugungs-
kapazitäten, deren Vorhaltung inklusive
der immer komplizierteren Netzsteue-
rung die Kosten steil nach oben treibt.

Wir werden auf der Stromrechnung noch
einige Überraschungen erleben.

Derzeit sind in Nordrhein-Westfalen sie-
ben Kohlekraftwerke in Bau oder Pla-
nung. Sie werden den neuesten techni-
schen Standards entsprechen und einen
Wirkungsgrad von weit über 40 Prozent
erreichen, womit sie weltweit wohl an
der Spitze stehen?
Wir haben weltweit einen durchschnittli-
chen Wirkungsgrad der Koh-
lekraftwerke von etwa 30
Prozent, in China bis vor
wenigen Jahren bei 23
Prozent, in Deutsch-
land erreichen wir
durchschnittlich 40
Prozent, bei Neu-
bauten 46 bis 47
Prozent. Der Ausstoß
an Kohlendioxid (CO2)
sinkt dabei analog zum
Wirkungsgrad. Die logische
Konsequenz ist: Wenn wir
die aktuelle Spitzentechno-
logie weltweit implementieren
könnten, wäre die Kohlendioxid-The-
matik im Bereich Kohle weitgehend erle-
digt. Das wäre vorerst auch besser als die
Einführung von Technologien, die das
Kohlendioxid aus den Rauchgasen abspal-
ten und in der Tiefsee oder unterirdischen
Speichern einlagern. Damit verlören wir
nämlich bis zu rund 12 Prozentpunkten
am Wirkungsgrad der Kraftwerke, was den
zuvor technologisch erreichtenFortschritt
teilweise zunichte machen würde.

Ein Ausstieg der Deutschen aus der Koh-
le würde global gesehen also nichts brin-
gen?

In Deutschland produzieren wir etwa drei
Prozent des globalen Kohlendioxid-Aus-
stoßes. Allein China erhöht seine CO2-
Emissionen pro Jahr um einen höheren
Anteil als wir in Deutschland insgesamt
an CO2 produzieren. Das alleine zeigt
doch die Schieflage der ganzen Diskussi-
on. Wir erleben keine objektive, sachliche
Betrachtung mehr, sondern die Durchset-
zung sektoraler Interessen und eine ge-

wisse Unehrlichkeit des Forderns.
Ich frage mich manchmal, ob wir
mehr spürbare Blackouts in der
Stromversorgung brauchen, um
zur Besinnung zu kommen?

Wie können wir wieder zu
einer realistischeren Be-
trachtung zurückfinden?
Ich denke, man sollte die

Energiepolitik weitestge-
hend aus dem politischen Ta-

gesgeschäft herausnehmen.
Vorbild könnte der energie-

politische Konsens sein,
wie er jahrzehnte-
lang in Nordrhein-

W e s t f a l e n
her rschte.

D o r t

waren sich die
Beteiligten immer
bewusst, dass eine stabile
Energieversorgung nur erreich-
bar ist, wenn auch Umstellungspha-
sen sorgfältig und ohne ideologische
Vorgaben geplant und sozialverträglich
umgesetzt werden.

Herzlichen Dank für das interessante
Gespräch. w

Der Name und das Wirken von Dr.-
Ing. E.h. Wilhelm Beermann sind seit
mehr als 50 Jahren eng verbunden
mit dem Bergbau in Deutschland. So
ist Beermann heute Ehrenpräsident
des Gesamtverbandes Steinkohle
(GVSt) und Aufsichtsratsvorsitzender
der MIBRAG mbH (Mitteldeutsche
Braunkohlengesellschaft) in Thei-
ßen. Er war stv. Vorstandsvorsitzen-
der der Ruhrkohle AG und Vorstands-
vorsitzender der Deutschen Stein-
kohle AG und ist u.a. Ehrensenator
der Technischen Fachhochschule Ge-
org Agricola in Bochum.

Dr. Wilhelm Beermann
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Souverän: Herr Dr. von Habsburg, als erst-
geborener Sohn des österreichischen Kai-
sers Karl I. haben Sie die Wirren der Jah-
re nach dem Ersten Weltkrieg miterlebt.
Wie bewerten Sie aus heutiger Sicht den
damaligen Friedensschluss?
Otto von Habsburg: Ob man wirklich von
einem dauerhaften Frieden sprechen
kann, ist fragwürdig. Die Bestimmungen
der Verträge von Versailles, St. Germain,
Trianon, Neuilly und Sèvres belasten uns
noch heute. Versailles, St. Germain und
Trianon haben uns direkt in den Zweiten
Weltkrieg geführt. Der Krieg im ehemali-
gen Jugoslawien ist eine unmittelbare
Folge. Neuilly und Sèvres beschäftigen uns
ganz aktuell. Die ganze Tragödie des Irak
geht darauf zurück. Man hat das osmani-
sche Großreich aufgeteilt und speziell die-
sen künstlichen Staat geschaffen, dessen
drei große Volksgruppen nichts miteinan-
der zu tun hatten. Dass das zu einem Kon-
flikt führte, war zwangsläufig. Leider
haben unsere amerikanischen Freunde die
Lehren aus der Geschichte nicht in prakti-
sche Politik umgesetzt in der aktuellen
Krise.

Stimmen Sie den Historikern zu, die dar-
aus eine direkte Verbindung zwischen dem
Ersten und Zweiten Weltkrieg ableiten?
Natürlich gibt es eine direkte Verbindung
zwischen dem Ersten und dem Zweiten
Weltkrieg. Der letztere ist ohne die Urka-
tastrophe des Ersten nicht zu denken. Im
deutschen Sprachraum ist man immer viel
zu sehr auf den Zweiten Weltkrieg fixiert.
Unsere Nachbarn hingegen nennen den
Ersten „la grande guerre, la grande guer-
ra“. Der Erste Weltkrieg hatte die Zerstö-
rung Mitteleuropas zur Folge, die Aufsplit-
terung in kleine Nationalstaaten, die allei-

ne nicht lebensfähig waren. Es ist damit
ein Vakuum entstanden, in das die Natio-
nalsozialisten und die Kommunisten nur
zu leicht eindringen konnten. Die eigent-
liche Tragödie ist doch die des deutschen
Volkes, welches eine jahrhundertealte Tra-
dition des Regionalismus, des Föderalis-
mus hatte. Im Heiligen Römischen Reich
hat ein jeder seinen Platz gefunden. Die
Tradition der Deutschen ist halt eben re-
gional und nicht zentral. Als dann das
Heilige Römische Reich untergegangen
war, hat sich ein Nationalismus verbreitet,
der äußerst ungesund war und der eben
nicht dem Wesen der Deutschen ent-
sprach.

Haben die Alliierten daraus gelernt und
mit den Friedensbedingungen nach dem
Zweiten Weltkrieg klüger gehandelt?
Das beste Beispiel für einen vernünftigen
Frieden bietet der Wiener Kongress. Ob-
wohl Frankreich jenes Land war, von dem
die Aggression ausgegangen war, saß
Frankreich doch mit am Verhandlungs-
tisch. Das Wichtigste bei einer Friedens-
verhandlung ist doch, dass man einen
Frieden schafft, in dem niemand das Ge-

sicht verliert und gedemütigt wird. Dieser
Grundsatz kam in den letzten hundert
Jahren leider nicht oft zur Anwendung.

Sie gelten als engagierter Verfechter ei-
nes vereinten Europa, waren u.a. Obmann
der Europäischen Volkspartei. Ist die Eu-
ropäische Union eine gar nicht hoch ge-
nug einzuschätzende politische Leistung
angesichts der europäischen Geschichte
der letzten 100 Jahre?
Wir haben doch sehr viel erreicht in den
letzten Jahrzehnten. Nach Jahrhunderten
Krieg ist eine bewaffnete Auseinanderset-
zung innerhalb unserer Europäischen Uni-
on doch einfach nicht mehr denkbar. Das
Schlachtfeld wurde durch den Verhand-
lungstisch ersetzt. Und wenn man auch
manche Fehlentwicklung innerhalb der EU
beklagen mag, so sollte man sich doch im-
mer daran erinnern, was früher einmal
gewesen ist. Ich selbst wuchs auf während
und mit den Folgen des Ersten Weltkriegs
und habe den Zweiten Weltkrieg erlebt. Es
erfüllt mich mit einer großen Freude, am
Ende meines Lebens – ich bin nun 97 Jahre
alt – zu wissen, dass so etwas nicht mehr
möglich ist. Europa ist in erster Linie eine
Friedens- und eine Sicherheitsgemeinschaft.
Das dürfen wir niemals vergessen. w

Kaum jemand weiß: Im Jahre 2010 wird die letzte Rate –
etwa fünf Millionen Euro – an Reparationsleistungen für den
Ersten Weltkrieg fällig. Endlich ein Schlussstrich unter ein
katastrophales Blutbad auf europäischem Boden? Fragen an
Dr. Otto von Habsburg, Erzherzog von Österreich und lang-
jähriger CSU-Europa-Parlamentarier.

Historie:

Ende eines tragischen Kapitels?

Nach dem WK II wurde im Londoner
Schuldenabkommen von 1953 die
Rückzahlung der deutschen Aus-
landsverschuldung geregelt. Dazu
gehörte auch ein Teil der Reparatio-
nen, die 1930 auf Anleihenbasis vor-
finanziert worden waren. Bis 1983
zahlte die Bundesrepublik daraufhin
14 Mrd. DM Schulden zurück. Aller-
dings wurden die Zinsen in Höhe von
251 Millionen Mark aus den Jahren
1945 bis 1952 bis zur Wiedervereini-
gung Deutschlands ausgesetzt und
schließlich im Jahre 1990 fällig. Die
Bundesregierung gab daraufhin Fun-
dierungsanleihen aus, die bis zum 3.
Oktober 2010 aus dem Bundeshaus-
halt getilgt werden. Tilgung und Zin-
sen betragen dabei jährlich etwa fünf
Millionen Euro. (nach Wikipedia)

Die letzte „Rate“

Dr. Otto von Habsburg
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Dialog als Dauerauftrag
Zur Souverän 1-10, S. 12/13
Eigentlich hätte ich es nicht erwartet, dass
ein derart hoch angesiedelter und angese-
hener katholischer Würdenträger sich so
– bitte verzeihen Sie mir die Schlussfolge-
rung – naiv mit dem Islam auseinander-
setzt. … Mit seinen Ausführungen leistet
Dr. Schick einen unverzeihlichen Beitrag,
der eindeutig nur den unbestreitbaren, für
unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung äußerst gefährlichen Expansions-
bestrebungen des Islam in Deutschland, ja
sogar in ganz Europa, dienlich ist. … Ich
darf an eine Feststellung von Abtprimas Dr.
Notker Wolf (Rom) erinnern, der in einem
Zeitungsbeitrag vor noch nicht allzu langer
Zeit die richtige Erkenntnis verlautbart
hat, dass wir keine 20 Jahre mehr brauchen
werden, bis überall in Europa die Kirchen-
glocken schweigen werden und nur noch
der Muezzin das Sagen haben wird. …
Hans E. Hielscher, 55270 Ober-Olm

Integration ist eine gute Sache und Islam
ist eine zweite und gefährliche Sache. Wer
den Koran gelesen hat, weiß, dass dieses
Buch im Widerspruch zu unserer Bibel
steht. Es sind zweihundert Aussagen etwa,
die zum Kampf gegen die Ungläubigen auf-
rufen, und damit sind auch wir Christen
gemeint. … Der türkische Ministerpräsi-
dent Erdogan sagte einmal: Die Demokratie
ist nur der Zug, auf den wir aufsteigen, bis
wir am Ziel sind. Die Moscheen sind unsere
Kasernen, die Minarette unsere Bajonette,
die Kuppeln unsere Helme und die Gläubi-
gen unsere Soldaten. …
Friedrich Rischmüller, 31855 Aerzen

Die Schwarzen und die Gelben
Zur Souverän 4-09, S. 22/23
Dieser Artikel spricht mir so richtig aus
dem Herzen. Ich kann es gar nicht so recht
fassen, dass Sie diesen Klartext redenden
Artikel gedruckt haben, ebenso die Leser-
zuschriften auf Seite 39. Es tut gut zu wis-
sen, dass es noch Menschen gibt, deren
Horizont weiter reicht als bis zur allseits
verblödenden Glotze.
Gunter Sieber, 09212 Limbach-
Oberfrohna

Wertgebunden und mitten im Leben
Zur Souverän 1-2010, S. 6
Der neue Generalsekretär Hermann Gröhe
hat erfreulich konkret die christlich moti-
vierte Wertgebundenheit unserer Partei

betont. Aufgrund der Wahlergebnisse ist
das auch dringend notwendig. Ein konser-
vatives Profil mit sozialer Grundausrich-
tung muss weiterhin die Zielrichtung sein.
… Ein Fehler besteht jedoch erneut in der
Auffassung, dass die kirchenfeindliche Po-
litik in der DDR massiv mit zum Traditions-
abbruch geführt habe. Nachweislich hatten
zum Ende der DDR zumindest wesentlich
mehr Menschen eine enge bzw. latente Bin-
dung zu den Kirchen und Religionsgemein-
schaften als in der Gegenwart. … Nach der
Wende setzte allerdings durch Einführung
der Kirchensteuer eine massive Austritts-
welle ein.
Rainer Schmidt, 08523 Plauen

Rente reicht nicht – Hausverkauf droht
Zur Souverän 1-2010, S. 40
Bei diesem Artikel wird am Anfang auf den
demografischen Wandel abgehoben, der
für die schwierige Finanzsituation der Al-
tersrenten verantwortlich sei. Das ist be-
kanntermaßen falsch, wird aber leider im
gesamten Pressewald immer wieder stereo-
typ nachgebetet. Die Altersstruktur ist nur
ein einziger von insgesamt zwölf Faktoren,
die für die Rentenfinanzen maßgeblich
sind, und dabei sogar einer, der fast ver-
nachlässigt werden könnte. Das beweist
u.a. auch die letzte Wirtschaftswachstums-
phase vor etwa drei Jahren, als plötzlich
die Sozialkassen mehr einnahmen als sie
ausgeben mussten (übrigens auch ein gu-
tes Beispiel für gute CDU-Politik!). … Der
übrige Artikel ist sehr gut.
Karl-Gerhard Guttandin, 65428
Rüsselsheim

Ja zu einer Friedensmission
Zur Souverän 4-09, 6-8
Ja, die Männer und Frauen in Afghanistan
haben unsere volle Unterstützung mehr als
verdient und man sollte sich nach deren
Heimkehr auch mehr um sie und ihre
schlimmen Eindrücke kümmern. Was mich
erregt ist folgende Situation: Wenn Oberst
Klein für seine Anforderung der Luftwaffe
zum Abschuss der gekaperten Spritfahr-
zeuge von unseren Gerichten bestraft wer-
den sollte, dann wird es höchste Zeit, dass
sich Deutschland aus Afghanistan zurück-
zieht. Wenn die Bremer afghanisch-stäm-
migen Rechtsanwälte mit ihrer Klage
durchkommen sollten, erst recht. Allein
dass ein Gerichtsverfahren eingeleitet
wird, ist schon demoralisierend für die ge-
samte Bundeswehr. Gleiches gilt auch für

die Stellen der NATO, die im kampffernen
Brüssel sitzen. Die Taliban nehmen auf ih-
re eigenen Landsleute keinerlei Rücksicht
und benutzen sie ja als Schutzschilde. Es
ist Krieg in dem Land. Gott sei Dank sagt
das auch unser neuer Verteidigungsminis-
ter zu Guttenberg offen und ehrlich. Der
Einsatz der Tankfahrzeuge in Taliban-Hand
hätte zu einer erheblichen Spreng- und
Feuersbrunst, also als mörderische Waffe
gegen die ISAF-Truppen eingesetzt werden
können. Treibstoff ist auch für viele ande-
re Dinge, nicht nur für Kraftfahrzeuge zu
verwenden. …. Wie viele Molotow-Cock-
tails hätte man aus dem Sprit herstellen
können, als Beispiel! An diesem Vorgang
entscheidet sich für mich meine Stellung-
nahme zum Einsatz unserer Bundeswehr in
Afghanistan. Stehen wir wirklich hinter
unserer Armee im Kampfeinsatz? Welcher
Offizier will denn dann noch in kritischen
Situationen Entscheidungen treffen, wenn
er Angst haben muss bestraft zu werden.
Letztlich sind wir alles auch Menschen, die
auch in kritischen und hektischen Zeiten
auch mal Fehlentscheidungen treffen, Feh-
ler machen.
Joachim von Hänisch,
53859 Niederkassel, per E-Mail

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands

Leserbriefe
Konrad Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.
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Fahrt ins Blaue: Mitglieder und Freunde
der Senioren-Union Hatten verbrachten
einen schönen Tag bei ihrer Fahrt ins Blaue
2010. Mit einem vollbesetztem Bus ging es
in die Gemeinde Garrel, Landkreis Clop-
penburg, zur neu renovierten Thülsfelder
Talsperre. Dort wurden die Senioren von
einer gut informierten Gästeführerin be-

grüßt und über die Arbeiten an der Tal-
sperre unterrichtet. Durch die vielen Er-
neuerungen – mit breiten Rad- u. Fußwe-
gen – ist die Talsperre ein schmuckes
Ausflugsziel geworden. Nach einem Grün-
kohlessen erfolgte die Besichtigung der
Gemeinde Garrel. Vielseitige Gewerbe- und
Dienstleistungsbetriebe, einige davon
auch international tätig, haben sich hier
niedergelassen. Zum Schluss der Fahrt be-
suchten die Senioren noch ein Informati-
onszentrum für Einrichtungen von Senio-

renwohnungen und Behinderte. Nach ei-
ner ausführlichen Führung durch den be-
kannten Dom trat die Gruppe die Heimrei-
se an.

Notizen33

Die Senioren-Union Wolfsburg wurde 1988
gegründet und hat z.Zt. ca. 180 Mitglieder.
Seit acht Jahren ist Günter Odenbreit, ehe-
maliger Stadtdirektor der Stadt Wolfsburg,
Vorsitzender des zwölf Mitglieder starken
Vorstandes. Regelmäßig an jedem zweiten
Donnerstag im Monat um 14.30 Uhr kom-
men ca. 80 Mitglieder zur Monatsversamm-
lung im Hotel Holiday Inn zusammen, in
deren Mittelpunkt ein Referat mit Ausspra-
che steht. Vorab wird auch schriftlich ein-
geladen. Die beiden Tageszeitungen und
Anzeigenblätter sind zumeist bereit, eben-
falls die Monatsversammlungen mit Anga-
be des Referats und des Referenten anzu-
kündigen und bringen den Hinweis, dass
auch Gäste teilnehmen können.
Die Senioren-Union Wolfsburg legt Wert
auf eine angenehme räumliche und per-
sönliche Atmosphäre.
Die Vorstandsmitglieder begrüßen ihre
Mitglieder und Gäste beim Eintreffen per-
sönlich. Die Gäste erhalten unseren Infor-
mationsflyer. Von 14:30 Uhr ab besteht

Gelegenheit, bei Kaffee und Kuchen in
kleineren Gruppen Gespräche untereinan-
der zu führen. Um 15.00 Uhr beginnt der
offizielle Teil. Der Vorsitzende begrüßt die
Mitglieder und Gäste und gratuliert den
„Geburtstagkindern“, wobei die „runden
und halbrunden“ Geburtstage mit einem
Blumenstrauß geehrt werden. Nach Be-
kanntgabe weiterer Termine und Veranstal-
tungen folgt durch den Sprecher des Poli-
tischen Gesprächskreises ein Kurzreferat
über ein aktuelles politisches Thema, die
sog. „Aktuellen 5 Minuten“. Um ca. 15.20
Uhr beginnt das Hauptreferat mit Ausspra-
che. Das Ende der Veranstaltung ist regel-
mäßig gegen 16:30 Uhr.
Der Vorstand versucht jedes Jahr ein ab-
wechslungsreiches Programm zusammen-
zustellen, das ein breites Spektrum aus
Politik, Gesundheit, Wissenschaft, Wirt-
schaft und Kultur abdeckt, wobei die Po-
litik nicht zu kurz kommt. Wichtig ist es,
sachkundige und rhetorisch gute Referen-
ten zu gewinnen. Zu besonderem Dank ist
der Vorstand unserem Ehrenmitglied
Staatssekretär a.D. Dr. Volkmar Köhler ver-
pflichtet, der durch seine regelmäßige
Teilnahme und interessante Beiträge das
Ansehen der Senioren-Union Wolfsburg
mitgeprägt hat. Der Pressereferent der Se-
nioren-Union Wolfsburg verfasst nach den
Veranstaltungen einen Kurzbericht mit Fo-
to für die Zeitungen, wobei nicht immer
eine Veröffentlichung erfolgt.
Viele weitere Veranstaltungen bereichern

und fördern den Zusammenhalt der Mit-
glieder. Jährlich beteiligen sich bis zu 30
Teilnehmer der Wolfsburger Senioren-Uni-
on an einem dreitägigen Seminar der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Schloss Wend-
gräben. Auch eine Grünkohlwanderung im
Februar, eine Spargelwanderung im Juni
und im Dezember der Adventskaffee mit
weihnachtlichem Programm tragen dazu
bei, dass eine Wohlfühlatmosphäre ent-
steht. Großer Beliebtheit erfreut sich das
Reiseangebot der Senioren-Union Wolfs-
burg. Neben zwei bis drei Tagesreisen ste-
hen zwei mehrtägige Reisen auf dem Pro-
gramm. Die Senioren-Union Wolfsburg
pflegt regelmäßige enge Kontakte zu be-
freundeten Senioren-Unionen in Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt. Diese Kon-
takte werden durch eine eintägige „Regio-
nalkonferenz“ im Frühjahr und ein dreitä-
giges Treffen der Vorstände mit interessan-
ten politischen Referaten in Schloss Wend-
gräben gestärkt.
Zwei Mitglieder des Vorstandes organisie-
ren bei Bedarf Hilfe, wie Fahrgemeinschaf-
ten, Krankenbesuche usw. Ein weiteres
Vorstandsmitglied leitet den „Politischen
Gesprächskreis“, der jeweils am dritten
Mittwoch im Monat stattfindet, und ein
anderes Mitglied führt eine aktive Wander-
gruppe, die sich ebenfalls monatlich trifft.
Auch ein Computer-Kursus wurde erfolg-
reich durchgeführt.

Attraktive Angebotspalette:

Senioren-Union Wolfsburg äußerst aktiv

Der Vorstand der Senioren-Union Wolfs-
burg (v.lks. hintere Reihe: Vorsitzender
Günter Odenbreit und in der Mitte Erika
Koegel, stv. Vorsitzende. und zugleich
stv. Landesvorsitzende der Senioren-
Union in Niedersachsen.

Besuch der Senioren-Union Buxtehude
mit Empfang durch den Oberbürger-

meister von Wolfsburg im
Rathaus der Stadt

Senioren-Union Hatten auf Reise …
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Jahresauftakt: Fast 200 Teilnehmer konnte
der Vorsitzende der Grafschafter Senio-
ren-Union, Dr. Johann Hambeck, zur Jah-
resauftaktveranstaltung begrüßen. Nach
dem Grußwort von Herrn Jaegers von der
befreundeten Seniorenorganisation Over-
ijssel aus den Niederlanden, der die bishe-
rige gute Zusammenarbeit lobte, kamen
der CDU-Landtagsabgeordnete Reinhold
Hilbers, der vehement für die Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte stritt,
und der SU-Landesvorsitzende Rolf Reine-
mann zu Wort. Heinrich Hövelmann, CDU-
Fraktionsvorsitzender im emsländischen
Kreistag, hielt den Hauptvortrag zum The-
ma: „Neue gesellschaftspolitische Heraus-
forderungen – auch ein Thema für Senio-
ren“. Er rügte den aktuell zu beobachten-
den Werteverfall mit scharfen Worten. Die
Gesellschaft könne nur zusammenhalten,
wenn sie über ein Leitbild verfüge, das den
modernen Aufgaben gerecht würde. Die
CDU müsse wieder mehr das christliche
Menschenbild in den Vordergrund rücken.
Nach den Vorträgen erwartete die Teilneh-
mer noch ein gemeinsames Grünkohles-
sen.

Besuch einer Freizeitoase: Vorstandsmit-
glieder der Senioren-Union Bedburg be-
suchten im Februar das Freizeitbad „mon-
te mare“ in Rheinbach, um sich einen
Eindruck von der kreativen Bäderwelt zu
machen, wie sie in ähnlicher Form auch in
Bedburg realisiert werden soll. Der Rund-
gang führte durch alle Bereiche, ein-
schließlich der Technik (mit eigener Elek-
trolyse in der Wasseraufbereitung), der
Personalräume und der Gastronomie. Die
Betreibergesellschaft „monte mare“, aus-
gezeichnet mit dem Preis des Mittelstan-
des 2009, ist inzwischen mehrfach gemäß
dem Qualitätsmanagement ISO 9001 ge-

prüft und ausgezeichnet und verfügt über
25-jährige Erfahrung in Betrieb und Fi-
nanzierung solcher Bäder. Die SU-Vor-
standsmitglieder aus Bedburg gelangten
bei ihrem Besuch in Rheinbach zu der
Überzeugung, dass auch für Bedburg ein
nachhaltiges, zukunftsorientiertes Kon-
zept zugrunde gelegt wurde, das den Mit-
bürgern dort viel Entspannung und Erho-
lung bieten wird.

Gefahren durch Psychogruppen: „Wie ist es
möglich, dass Menschen so manipuliert
werden können, dass sie sich einer Sekten-
gruppe unterwerfen und dann auch noch
dafür ihr Geld ausgeben?“ Der Politik- und
Gesellschaftswissenschaftler Hans-Wer-
ner Carlhoff, Leiter der Interministeriel-
len Arbeitsgruppe für Fragen sog. Sekten
und Psychogruppen beim Kultusministeri-
um in Stuttgart, referierte zu dieser Frage-
stellung vor den Mitgliedern der Senioren-
Union im CDU-Kreisverband Heilbronn.
Sekten und Psychogruppen seien politi-
scher als man gemeinhin denke. In Baden-
Württemberg könne man von etwa 120
Gruppierungen und über 30.000 Betroffe-
nen ausgehen. Als Beispiele nannte Carl-
hoff hier u.a. „Orkon“, eine französische
Gruppe, Sri Chinmoy, eine neo-hinduisti-
sche Gruppierung, das Universelle Leben
und Scientology. Es sei erschreckend,
wenn junge Frauen und Männer unter dem
Einfluss solcher Gruppierungen ihren Be-
ruf aufgeben, ihre Familien verlassen oder
für Außenstehende nicht nachvollziehbar
hohe Geldsummen verbrauchen und da-
durch nicht selten in materielle Schwierig-
keiten geraten. Auch sei zu beobachten,
dass ältere, kranke oder mittellose Anhän-
ger vielfach sich selbst überlassen werden,
nachdem vorher jahrelang ihr Idealismus,
ihre Arbeitskraft und ihre Opferbereit-

schaft ausgenutzt worden wären. Carlhoff
stelle daher abschließend fest, dass ge-
genüber Sekten und Psychogruppen, ins-
besondere gegenüber den Bestrebungen
von Scientology, höchste Wachsamkeit
geboten sei, um die Freiheitsrechte der
Bürger zu sichern.

Unrechtsstaat DDR: Auf Ihrer März-Monats-
versammlung befasste sich die Senioren-
Union Wolfsburg mit dem Thema “Un-
rechtsstaat DDR – Eine Diktatur vor Ge-
richt“. Als Referent konnte Vorsitzender
Günter Odenbreit vor über 100 Mitglie-
dern und Gästen Oberstaatsanwalt Dr.
Hans-Jürgen Grasemann vom Landge-
richt Braunschweig begrüßen. Dr. Grase-
mann war von 1988-1994 stellv. Leiter und
Pressesprecher der Zentralen Erfassungs-
stelle Salzgitter, die die Aufgabe hatte,
Hinweise auf versuchte oder vollendete
Tötungshandlungen, Unrechtsurteile aus
politischen Gründen, Misshandlungen im
Strafvollzug und Verschleppung oder poli-
tische Verfolgung in der DDR nachzugehen
und Beweismittel darüber zu sammeln. Als
Beispiel führte Dr. Grasemann u.a. die
Waldheimer Prozesse von 1950 an, in dem
über 3300 Angeklagte in einem Schaupro-
zess von „Volksrichtern“ zu Terrorurteilen
mit Freiheitsstrafen zwischen 15 und 25
Jahren einschließlich 33 Todesurteilen

Die 13. Bundesdelegiertenversammlung
der Senioren-Union mit Neuwahlen des
VorstandswirdvomSonntag,den24.10.,
bis zum Dienstag, den 26.10.2010, im
Ruhrfestspielhaus in Recklinghausen
stattfinden. Satzungsgemäß sollten
deshalb die Untergliederungen der Se-
nioren-Union im ersten Halbjahr 2010
am besten noch vor der Sommerpause
ihre Delegierten wählen und wie immer
an die nächste Ebene melden.

Bundesdelegiertenversammlung
in Recklinghausen/NRW

v.l:. Kreisverbandsvorsitzender Hans W.
Damke, Referent Hans-Werner Carlhoff,
Hubert Kromer

Vorstandsmitglieder der SU Bedburg
beim Rundgang im „monte mare“ in
Rheinbach.
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verurteilt wurden. Dr. Grasemann ging
auch auf die vielen Morde an der inner-
deutschen Grenze, justiziabel sind 270
Opfer, ein. Bei einigen Fluchtversuchen
gaben die Grenzer weit über 100 Schüsse
auf die wehrlosen Opfer ab. Abschließend
betonte der Oberstaatsanwalt a.D., er habe
Verständnis für das Gefühl, das in der DDR
begangene Unrecht sei nicht ausreichend
bestraft worden. Wichtiger als die straf-
rechtliche sei aber die historische und
politische Aufarbeitung des Geschehens.

Prominenter Zuwachs: Der Vorsitzende der
Leipziger Senioren-Union, Stadtrat Kon-
rad Riedel, und seine Mitglieder sind hoch
erfreut, denn sie bekamen im März gleich
zwei Mal prominenten Zuwachs. Als erste
trat die sächsische Staatsministerin für
Soziales und Verbraucherschutz, Christine
Clauß, der Leipziger Vereinigung bei und
im Laufe der weiteren Woche noch Jutta
Schmidt, die langjährige Abgeordnete der
CDU Leipzig im sächsischen Landtag sowie
Stadträtin der ersten Stunde.

Neue soziale Zukunftsversion: Der Landes-
vorstand der Senioren-Union Nieder-
sachsen hat in seiner Sitzung am 17. März
2010 in Hannover beschlossen, sich mit der
CDU Niedersachsen und ihren anderen Ver-
einigungen langfristig für die Verwirkli-
chung eines Systems der „Aktiven sozialen
Partnerschaft" in Deutschland einzuset-
zen. Nach Einschätzung der Senioren-Uni-
on Niedersachsen geht das Leitmotiv von
der „Sozialen Gerechtigkeit” zu stark von
staatlichen Verteilungsmaßnahmen ohne
Beteiligung des einzelnen Bürgers aus.
Demgegenüber stelle das Prinzip der „Akti-
ven sozialen Partnerschaft” schon von sei-
ner Formulierung her die Verantwortlich-
keit eines jedenBürgers fürunseremensch-
liche Gemeinschaft in den Vordergrund
und verpflichte zu entsprechenden Verhal-
tensweisen, heißt es in dem Beschluss.
So habe jeder an unserer Sozialgemein-
schaft Beteiligte bei seinem wirtschaftli-
chen Handeln von vornherein die Auswir-
kungen auf den jeweils anderen zu be-
rücksichtigen. Der Bänker habe die Folgen
seiner weltweiten Finanztransaktionen für
die Stabilität des Gesamtsystems in Rech-
nung zu stellen, der Industrielle müsse bei
seinen wirtschaftlichen Entscheidungen
immer auch die Interessen seiner Beleg-

Dank mutiger ostdeutscher Demonstran-
ten und Bürgerrechtler bekamen vor 20
Jahren lang gehegte Sehnsüchte und Er-
wartungen eine Perspektive. Auch für die
älteren Bürger der DDR, die ab Eintritt
ins Rentenalter (die Frauen mit 60, die
Männer mit 65) „Veteranen“ genannt wur-
den. Sie konnten bis dahin die Vetera-
nenclubs der „Volkssolidarität“ besuchen
und genossen Preisermäßigungen im
Kulturbereich. Auf die Höhe ihrer Alters-
einkünfte jedoch hatten die Rentner kei-
nen Einfluss, Entscheidungen darüber
behielten sich Politbüro der SED, Minis-
terrat (Regierung) und FDGB (Gewerk-
schaftsbund) vor. Echte, das heißt unab-
hängige Interessenvertretungen der Älte-
ren gab es nicht. Auch die bei der CDU-Ost
1985 eingerichtete „Arbeitsgemeinschaft
Familienpolitik“ (ein Novum!) konnte da-
ran nichts ändern. Aber gerade sie wurde
– am 31. Januar 1990 auf Verlangen des
neuen CDU-Vor-sitzenden Lothar de Mai-
ziere neu konstituiert – zur Keimzelle
einer „Senioren-Union der CDU in der
DDR“.
In die Vorbereitung flossen Erfahrungen
der „westdeutschen Seite“ ein. Politisch-
moralische, organisatorische und materi-
elle Unterstützung kam von solchen Per-
sönlichkeiten wie Ulrich Kolbe (Kiel),
Oskar Pahnke (Hagen) und Alo Hauser
(Bad Godesberg). Das Protokoll der Grün-
dungsversammlung vom 18.4.1990 nennt
als Teilnehmer auch Horst Heinschke (da-
mals amt. Bundesvorsitzender und SU-
Landesvorsitzender, Berlin-West) und den
Bundesgeschäftsführer Hans R. Herbst
aus dem Konrad-Adenauer-Haus, Bonn.
60 Personen waren zur Gründung ins Ja-

kob-Kaiser-Haus der CDU in Berlin-Mitte
gekommen. Wenige Monate zuvor hieß es
noch „Otto-Nuschke-Haus“.
Die Gründungsurkunde ist unterzeichnet
von Gisela Krüger ( Theologin aus Schwe-
rin, die zur Vorsitzenden gewählt wurde),
Horst Alex (Cottbus, 1. Stv. Vorsitzender),
Waltraud Mehling (Berlin, 2. Stv. Vorsit-
zende), Ulrich Braun (Eberswalde), Elfrie-
de Ahrent (Malchin), Heini Walter (Leu-
kersdorf), Eleonore Schulze (Berlin) und
Karl Mickan (Schwerin), die zusammen
mit Jost Biedermann (Berlin) und Erhard
Rippel (Treffurt) den „Geschäftsführen-
den Vorstand“ bildeten. Nur ein Vertreter
aus Sachsen-Anhalt fehlte darin.
Das „Programm der Senioren-Union der
CDU der DDR“ von 1990 schließt mit den
Worten: „Im Hinblick auf ein vereintes
Deutschland in einem freien und geein-
ten Europa empfehlen sich Erfahrungs-
austausch und Zusammenarbeit mit den
Vereinigungen der Senioren-Union der
CDU/West.“ Dieser Rat wurde mit der im-
mer rascheren Entwicklung hin zur Ein-
heit der CDU und Deutschlands sehr
schnell politische Praxis.
Schon Anfang Dezember 1990 entstand
in den Union-Sälen in Bonn mit dem Bei-
tritt der inzwischen gegründeten Landes-
verbände Ost die gesamtdeutsche Bun-
desvereinigung der CDU-Senioren-Union,
an deren Spitze Dr. Bernhard Worms trat.
In den Geschäftsführenden Vorstand als
Stellv. Bundesvorsitzender (Verantwor-
tungsbereich „Neue Bundesländer“)
wählten die Delegierten Ulrich Braun
(Eberswalde/Brandenburg), der inzwi-
schen – wie auch Horst Heinschke – Eh-
renmitglied des Bundesvorstandes ist.

13. Sept. 1990:
Sitzung des

Geschäftsführenden
Vorstandes der

Senioren-Union/
DDR in Berlin.

Vor 20 Jahren: Senioren-Union der CDU in der DDR:

Rückblick auf bewegte Zeiten
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schaft im Auge haben, der Mittelständler
müsse sich seiner Rolle als Rückgrat der
Gesamtwirtschaft bewusst sein und der
Empfänger von Lohnersatzleistungen soll-
te seine soziale Position nicht als Dauer-
zustand akzeptieren. Natürlich bleibe
auch der Staat mit seiner Verpflichtung an
der aktiven sozialen Partnerschaft betei-
ligt, unverschuldet in Not geratenen Men-
schen zu einem lebenswürdigen Leben zu
verhelfen. Die Senioren-Union Nieder-
sachsen ist sich bewusst, dass sich eine
derart idealistische soziale Zukunftsvision
weder von selbst noch von heute auf mor-
gen verwirklicht. Sie aber überhaupt erst
einmal anzudenken sei jedoch der erste
Schritt zur erforderlichen Mentalitätsum-
stimmung in unserer Bevölkerung.

Rücktritt und Wahl: Der Landesvorsitzende
der Senioren-Union Brandenburg, Alard
von Arnim, ist am 5. Februar aus persön-
lichen Gründen von seiner Funktion zu-
rückgetreten. Auf seinen Vorschlag hin
wählteder LandesvorstandamgleichenTag
denbisherigenStellvertretendenVorsitzen-
den Ingo Hansen (66) aus Schönwalde-
Glien (Havelland) zum amtierenden Vorsit-
zenden. Hansen wird das Amt zunächst bis
zur Landesdelegiertenversammlung am 25.
September in Potsdam ausüben.

Traumergebnis und Abschied mit Applaus:
Die Senioren-Union im CDU-Landes-
verband Oldenburg hat eine neue Füh-
rung. Mit einem Traumergebnis - 127 von
132 Stimmberechtigten stimmten für ihn
– wurde Egon Müller aus Damme auf dem
Landesdelegiertentag in Wardenburg zum
Vorsitzenden gewählt. Er tritt damit die
Nachfolge von Jonny Hinrichs an, der
nach sechs Jahren als Vorsitzender nicht
mehr für das Amt kandidierte. Im erwei-
terten Vorstand stehen Egon Müller nun
Ria Reifenberger aus Molbergen, Alfred
Pergande aus Harpstedt und Käthe Stüve
aus Delmenhorst als Stellvertreter zur Sei-
te. Neuer Schatzmeister ist Karl Krieger
aus Oldenburg, die Position des erstmals
gewählten Schriftführers übernahm Josef
Wawrzinek aus Damme. Mit donnerndem
Applaus wurde Rolf Lambertz aus Wildes-
hausen verabschiedet, der nach genau 13
Jahren und neun Monaten sein Amt als
Landesgeschäftsführer aufgab und für sei-
ne hochgeschätzte Arbeit mit der Ehren-

nadel mit Brillanten ausgezeichnet wurde.
Jonny Hinrichs, der für seine Verdienste
vom SU-Bundesvorsitzenden Prof. Dr. Otto
Wulff die Konrad-Adenauer-Medaille ent-
gegennahm, konnte als letzte Amtshand-
lung mit einem großen Blumenstrauß das
2.000 Mitglied im Landesverband begrü-
ßen. Im Bereich des Landesverbandes Ol-
denburg gibt es in allen neuen Kreisver-
bänden steigende Mitgliederzahlen, ein
schöner Erfolg der engagierten Arbeit der
Senioren-Union vor Ort.

Jubiläumsfeier: In festlichem Rahmen
beging die Senioren-Union Cottbus im
Februar im City-Hotel ihr 20-jähriges Be-
stehen. Dazu konnte Kreisvorsitzender
Armin-Dieter Ehrlichmann als auswärtige
Gäste begrüßen: den amtierenden Landes-
vorsitzenden Ingo Hansen sowie die Kreis-
vorsitzenden Egon Wochatz (Spremberg)
von Spree-Neiße, Lothar Kühnel (Senf-
tenberg) von Oberspreewald-Lausitz sowie
mit Georg Graf und Werner Gäbler die
Spitzen der Senioren-Union im Landkreis
Dahme-Spreewald. Die Anwesenheit von
Repräsentanten von CDU, Junger Union,
Frauen-Union und Stadtparlament doku-
mentierte die gute „Vernetzung“ gesell-
schaftlicher Initiatoren in Brandenburgs
zweitgrößter Stadt.
Als offizieller Gründungstag gilt der 28.
Februar 1990; vollzogen wurde der Start-
schuss in der Senioren-Begegnungsstätte
Görlitzer Straße. Vorausgegangen war am
20. Februar an gleicher Stelle eine Begeg-
nung von etwa 120 Senioren aus der Stadt
und weiteren Teilen der Niederlausitz – so
aus dem Landkreis Cottbus, aus Forst, Gu-
ben und Spremberg sowie aus der Oberlau-
sitzer Stadt Weißwasser (die damals noch
zum Bezirk Cottbus gehörte). Die Anre-
gung dazu hatte der aus Cottbus stammen-
de, kürzlich verstorbene Oskar Pahnke aus
Hagen gegeben. Mehrere Redner erinner-
ten an das Verdienst Oskar Pahnkes um die
Senioren-Union in Cottbus, Brandenburg
und deutschlandweit. Als Höhepunkte der
20-jährigen Geschichte wurden u.a. die
Bildungsreisen nach Königswinter und
Bad Godesberg, nach Straßburg und Brüs-
sel, nach Bocholt und Bad Oeynhausen
genannt. Mit Hagen und Gelsenkirchen
gab es wechselseitige Besuche und inten-
sive politische Gespräche, die dem Zusam-
menwachsen von Ost und West dienten.

Besuch beim HSV: Unter der Federführung
der beiden Vorstandsmitglieder Franz Leh-
nen und Peter Rose starteten kürzlich 27
Mitglieder der Senioren-Union Pinneberg
zur HSV-Arena nach Hamburg und besuch-
ten dort auch das HSV-Museum. Hier wur-
den sie vom HSV-Beauftragten Franco
begrüßt, der über die Entstehung des 120
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Jahre alten Traditionsvereins informierte.
Oben auf den Stadionrängen berichtete er
über die Aufgaben der Mitarbeiter, die das
Stadion „in Schuss halten“. Dazu gehören
u.a. die Umbauten vor und nach den Spie-
len sowie die spezielle Pflege des Rasens,
der drei Mal im Jahr ausgetauscht wird.
Unter den Klängen von „Hamburg meine
Perle“ führte Franco die SU-Besucher aus
Pinneberg durch den Spielertunnel direkt
an den Spielfeldrand und auf die Spieler-
bänke. Im HSV-Museum bestaunte die
Besucherschar schließlich die Trophäen-
sammlung des Bundesligavereins.

Landesdelegiertenversammlung in Hessen:
Bei der 21. Landesdelegiertenversamm-
lung der Senioren-Union Hessen in Fulda
wurde der Frankfurter CDU-Landtagsabge-
ordnete Alfons Gerling mit 96,3 Prozent
für weitere zwei Jahre an die Spitze der
Landesvereinigung gewählt. Als stellver-
tretende Vorsitzende wählte die Versamm-
lung Doralies Schrader (Kassel), Dr. Ger-
hard Schier (Main-Kinzig) sowie Gerhard
O. Pfeffermann (Darmstadt-Stadt). Als
Schatzmeister wurden Jürgen Kretschmer
(Limburg-Weilburg) und als Schriftführer
Friedrich Serwe (Offenbach-Stadt) in ih-
ren Ämtern bestätigt. Zu Beisitzern wur-

Bessere Beteiligungs-
möglichkeiten?
Dass Alte, Behinderte und Schwa-
che nicht an normalen Wahlen und
Abstimmungen in Parteien, Verei-
nen und Verbänden teilnehmen
können, ist für Senioren-Union-
Mitglied Franz Karl Burgmer aus
Bergisch-Gladbach angesichts heu-
tiger moderner Kommunikations-
möglichkeiten unredlich. Es müss-
ten Wege gefunden werden, ob ähn-
lich der guten alten Briefwahl oder
unter Zuhilfenahme aktueller Kom-
munikationstechniken wie Internet
oder Telefonabstimmung, die eine
Stimmabgabe bzw. Meinungsäuße-
rung auch ohne persönliche Anwe-
senheit erlauben. So würde auch
älteren Menschen, die durch körper-
liches Unvermögen gehindert sind,
oder auch vorübergehend kranken
oder gebrechlichen Menschen ein
Mehr an demokratischer Teilhabe
ermöglicht.
Was meinen Sie, liebe Leserinnen
und Leser? Sollten mehr Beteili-
gungsmöglichkeiten dieser Art ge-
funden werden oder reicht das bis-
herige Procedere aus? Schreiben Sie
uns: Senioren-Union der CDU
Deutschlands, Redaktion Souverän,
Konrad-Adenauer-Haus, Klingelhö-
ferstraße 8, 10785 Berlin.

Berichtigung
In die Meldung „Neuer Vorstand in
Mecklenburg-Vorpommern“ (Souve-
rän 1-2010, S. 34) hat sich leider der
Druckfehlerteufel eingeschlichen
und die Namen der gewählten Stell-
vertreter des Landesvorsitzenden
verunstaltet. Wir bitten um Ent-
schuldigung. Richtig muss es hei-
ßen: Die Senioren-Union Mecklen-
burg-Vorpommern wählte am 24.
November auf ihrer Delegiertenta-
gung einen neuen Vorstand. Zu
stellvertretenden Landesvorsitzen-
den wurden Hanne-Lore Harder aus
Güstrow und Helge-Carl Wendt aus
Schwerin gewählt.

Jubiläum mit Bro-
schüre: Die Seni-
oren-Union Hil-
den konnte im
November 2009
ihr 20-jähriges
Jubiläum feiern.
Am 2. November
1989 wählten 13
Anwesende der
Gründungsver-
sammlung Wer-
ner Benecke
zum ersten Vor-

sitzenden. Seitdem wuchs das Interesse an der SU Hilden mit jedem Jahr. Schließlich
bietet die SU Hilden Mitgliedern und Freunden mit Erfolg Begegnungen und Gesprä-
che mit Verantwortungsträgern aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung, organisiert
Besuche von Sehenswürdigkeiten und Einrichtungen sowie Ausflüge und Reisen.
„Nicht ausstiegen, sondern einsteigen“ heißt das Motto der Hildener, das eine stetig
steigende Mitgliederzahl zeitigt. Zur Jubiläumsfeier erschien auch eine liebevoll
gestaltete Broschüre. Leider konnte der langjährige Vorsitzende Werner Benecke dies
nicht mehr miterleben, er verstarb kurz vor dem festlichen Termin. Der neue Vorstand
und die Mitglieder der Ortsvereinigung fühlen sich verpflichtet, in den nächsten
Jahren an die Leistungen und Erfolge der zurückliegenden 20 Jahre anzuknüpfen.

Lothar Servaty, Konrad Pätzold,
A.-Luise Bartels, Manfred Schweineha-
gen, Hannelore Stolz, Rolf Reinemann,
Gerhard Winter, Lieselotte Mühmel,
Dieter Pielok, Rolf Zick (v.l.)
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Nachgeholte Gründung: Im März wurde
die Senioren-Union Stadtvereinigung
Hannoversch Münden gegründet. Zwar
bestand bereits seit vielen Jahren unter

der Leitung von Adolf Katzwinkel eine ak-
tive Senioren-Gruppe, sie war aber nicht
förmlich in die Landesorganisation der
CDU-Senioren-Union Niedersachsen inte-
griert. Mit der Gründung der Stadtvereini-
gung und der Wahl des Vorstandes in
Anwesenheit des Landesvorsitzenden der
Senioren Union Rolf Reinemann und des
Vorsitzenden der Kreisvereinigung Göttin-
gen Gerhard Winter wurde dies nunmehr
nachgeholt. Vorsitzender ist Manfred
Schweinehagen, seine Stellvertreter sind
Hannelore Stolz und Dieter Pielok;
Schriftführer Lothar Servaty.
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den gewählt: Winfried Adams (Vogels-
berg), Johannes Arnold (Fulda), Christel
Haas (Lahn-Dill), Anita Krüger (Werra-
Meißner), Helmut Kuhn (Main-Kinzig),
Ute Mehnert (Marburg-Biedenkopf), Leo-
nie Munsch-Ventura (Rheingau-Taunus),
Alois Oehling (Hochtaunus), Josef Olbrich
(Offenbach-Land), Oskar Pfreundschuh
(Frankfurt), Rudolf Schwermer (Oden-
wald), Herbert Wellenberg (Wetterau).
Als Ehrengast referierte der hessische Mi-
nister für Arbeit, Familie und Gesundheit,
Jürgen Banzer. Er betonte, dass die Politik
angesichts des demographischen Wandels
vor wichtigen Aufgaben stehe. Zunächst
müsse die Gesellschaft eine positive Ein-
stellung zum Alter zu finden. „Eine Gesell-
schaft, die alles unternimmt, um alt zu
werden, muss auch mit dem angestrebten
Zustand zufrieden sein“, betonte Banzer.
Die Senioren-Union rief Banzer auf, sich
weiterhin so engagiert politisch zu betäti-
gen: „Es gibt keine Altersgrenzen für die
politische Betätigung“, so Banzer. „Die
Politik kann auf die Erfahrung der Senio-
ren nicht verzichten.“
In seinem Rechenschaftsbericht betonte

Landesvorsitzender Alfons Gerling, es sei
wiederum gelungen, die Senioren-Union
Hessen programmatisch und organisato-
risch zu stärken. Das Interesse an der Se-
nioren-Union sei gewachsen, was auch an
der gegen den Trend ansteigenden Mit-
gliederzahl deutlich werde. Insbesondere
erwähnte Gerling die Großveranstaltung
zum „Tag der Hessischen Senioren-Union“,
zu dem im vergangenen Jahr über 800 Gäs-
te nach Stadtallendorf zur Veranstaltung

mit dem ehemaligen Bundesminister Nor-
bert Blüm und Ministerpräsident Roland
Koch kamen. Auch in den kommenden
Jahren werde sich die Senioren-Union
Hessen weiter mit Themen wie altersge-
rechten Wohnformen, dem Ausbau des
Pflegeangebots sowie Maßnahmen gegen
Altersdiskriminierung und Altersarmut
beschäftigen. Auch die Kommunalwahl
2011 stehe bereits jetzt im Blickpunkt,
wobei die Senioren-Union darauf achten
werde, bei der Auswahl der Kandidaten
und der Ausarbeitung der Programme an-
gemessen beteiligt zu sein.

Herzinfarkt,
Schlaganfall und
Bluthochdruck
Vitamine bieten natürlich Vor-
beugung und Behandlung, so
Dr. med. Matthias Rath, lang-
jähriger leitender Mitarbeiter
des zweifachen Nobelpreisträ-
gers Linus Pauling. Seine
Erkenntnisse hat er im Buch
»Warum kennen Tiere keinen
Herzinfarkt« zusammengefaßt.
Sie erhalten das Buch bei:

J. Otto
In den Böcken 24, 44805 Bochum
Ruf + Fax 02 34 - 689 36 35
GSM: 0170 - 878 14 94
E-Mail: jo_otto@web.de

Vitamine
schützen natürlich!

Landesdelegiertenversammlung der Senioren-Union Hessen in Fulda.

Hessens SU-Chef wiedergewählt:
Alfons Gerling, MdL
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„Dass ich einmal 230 Tage im Jahr in einem
Flugzeug unterwegs sein würde, hätte ich
mir als Kind nicht vorstellen können“, sag-
te der Jubilar kürzlich in einem Interview
mit „Welt online“. Die Flugleistung des
Präsidenten der Europäischen Senioren
Union (ESU) steht gleichsam als Synonym
für eine unermüdliche Lebensleistung, die
– tief geprägt vom christlichen Glauben –
stets die Arbeit für den Menschen in den
Mittelpunkt stellte. Bundeskanzlerin An-
gela Merkel würdigte in einem Glück-
wunschschreiben nicht nur den außerge-
wöhnlich hohen Einsatz, sondern auch
den „stets besonderen Stil der Politik und
des persönlichen Umgangs“, mit dem
Worms „Vertrauen geschaffen und sich
nachhaltigen Respekt erworben habe“.
Schon im Alter von 22 Jahren war Bern-
hard Worms in den Vorstand des Gemein-
deverbandes Sinnersdorf der CDU gewählt
worden. Vier Jahre später wurde er Vorsit-
zender des Amtsverbandes Pulheim der
CDU. 1959 beendete er sein Studium mit

dem Examen zum Diplomkaufmann und
Promotion zum Dr.rer.pol. und trat in den
Dienst der Deutschen Bundespost ein. Es
folgten viele politische Ämter, u.a. als Lan-
desvorsitzender der CDU Rheinland und
Fraktionsvorsitzender der CDU-Landtags-
fraktion in Nordrhein-Westfalen. 1985 un-
terlag er als Spitzenkandidat um das Amt
des Ministerpräsidenten in NRW gegen Jo-
hannes Rau. 1991 berief ihn Norbert Blüm
als Staatssekretär ins Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung.
Lange Jahre führte der enge Weggefährte
von Helmut Kohl die Senioren-Union der
CDU, deren Ehrenvorsitzender er heute ist.
Seit 2001 ist der bekennende 1.FC-Köln-
Fan Präsident der Europäischen Senioren
Union, als deren Seele ihn ESU-Vizepräsi-
dentin Dr. Marilies Flemming (Österreich)
bei einem Empfang bezeichnete. CDU-Ge-

neralsekretär Hermann Gröhe würdigte
das Engagement des dreifachen Familien-
vaters mit den Worten, Menschen wie
Bernhard Worms seien mit ihrer Erfahrung
„von unschätzbarem Wert für eine Volks-
partei“. Bis heute bringe sich Worms aktiv
in die Arbeit der CDU ein, etwa im „Initia-
tivkreis Zusammenhalt der Generationen“.
Dafür dankte der Generalsekretär dem Ju-
bilar sehr herzlich.
Der Mann, der die Nordseeküste und die
frische Meeresbrise liebt, gehört noch im-
mer 34 Vereinen oder Verbänden an. „Man
muss geistig aktiv bleiben und sich bewe-
gen“, sagt Worms, der jeden Morgen um
halb sechs aufsteht, um dann in aller Herr-
gottsfrühe zehn Kilometer auf dem Rad zu
bewältigen. Ob zu Lande oder in der Luft
– Bewegung bestimmt sein Leben. Möge
dies noch lange so bleiben. w

Die Seele der Europäischen Senioren Union feierte am 14. März 2010 den 80.
Geburtstag. Bis heute bringt sich Dr. Bernhard Worms aktiv in die Arbeit der CDU ein.

Zum 80. Geburtstag von Dr. Bernhard Worms:

Nachhaltiger Respekt

Das ESU-Präsidium hat am Rande seiner jüngsten Sitzung in Brüssel Bernhard Worms
zum 80.Geburtstag herzlich gratuliert und ihm ein Ständchen gebracht. Der Stell-
vertretende Generalsekretär der Europäischen Volkspartei (EVP) Christian Kremer
bezeichnete dabei die ESU als eine wertvolle Stütze der EVP, deren Entwicklung eng
mit dem unermüdlichen Engagement ihres Präsidenten verbunden ist.

Dr. Bernhard Worms feierte im März
seinen 80. Geburtstag.
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Das Präsidium der Europäischen Senioren
Union hat sich auf seiner Sitzung im März
in Brüssel dafür entschieden, den VII.
ESU-Kongress vom 2. bis 4. November 2010
in den Seminaris – Kongresspark in Bad
Honnef einzuberufen. Die Delegierten
werden eine Bilanz der letzten drei Jahre
ziehen, einen Leitantrag verabschieden
und das Präsidium neu wählen. Dr. Bern-
hard Worms wird erneut für den Vorsitz
kandidieren.
Das Leitthema des Kongresses lautet: „In-
novation und Solidarität – die Säulen der
Zukunft Europas“. Die dazu – im Entwurf
– vorliegende „Erklärung“ richtet den
Blick auf die Veränderungen in der Gesell-
schaft, der sich alle Menschen im eigenen
wie im allgemeinen Interesse zu stellen
haben. Von den Ergebnissen des europäi-
schen Integrationsprozesses ausgehend,
werden – stellvertretend für viele Bereiche
– Änderungen in der Altersstruktur, aber
auch in der Weltwirtschaft, im Gesund-
heits- und Sozialwesen sowie in den Fami-
lienstrukturen analysiert und die daraus

resultierenden Arbeitsfelder benannt. Ver-
wiesen wird auf die Bedeutung von Perso-
nalität, Subsidiarität und Solidarität ge-
mäß den Lehren des Thomas von Aquin
und auf die vorbehaltlose Achtung von
Menschenwürde und Menschenrechten
von Anfang an – getragen von Nächsten-
liebe und Solidarität gegenüber Mittel-
losen und Benachteiligten.
Durch die Diskussion dieser Themen auf
dem Kongress wie vorab auf Regionalkon-
ferenzen in Malta und Brüssel sowie an-
lässlich einer zweitägigen „Sommerakade-
mie“ in Wien, wozu der Österreichische
Seniorenbund (ÖSB) einlädt, soll das Ver-
antwortungsbewusstsein für entsprechen-
des politisches Handeln geschärft und
Initiativen auf nationaler, regionaler und
kommunaler Ebene ermutigt werden.
Der am 15. November 1995 in Madrid ge-
gründeten Europäischen Senioren Union
gehören derzeit etwa 500 000 Bürger in 24
Ländern an, wobei die ESU in den EU-
Ländern Dänemark, Frankreich, Irland,
den Niederlanden und Portugal noch
nicht mit Mitgliedsorganisationen vertre-
ten ist, dafür aber seit Jahren in Norwegen
und im derzeitigen EU-Kandidatenland
Kroatien. Insgesamt verfügt die ESU über
36 Mitgliedsorganisationen. Sieben Orga-
nisationen (je 1 aus Deutschland, Belarus,
Belgien, Großbritannien und Nordirland,
Niederlande, Schweden und der Ukraine)
besitzen Beobachterstatus, drei weitere (je
1 aus Polen und Schweden sowie die „Mut-
terpartei“ EVP) werden als Gäste geführt.
Im Jahre 2009 ist die British Seniors Euro-
pean Group der ESU beigetreten. Aus
Deutschland, das seit 2001 mit Dr. Bern-
hard Worms den Präsidenten stellt, gehö-
ren der ESU die Senioren-Union der CDU
als zweitstärkster Verband nach dem ÖSB
und die Senioren-Union der CSU an. w
Ulrich Winz

Nach Pulheim 2007 wird erneut das Rheinland Gastgeber für
einen Kongress der Europäischen Senioren Union (ESU) sein.

ESU-Präsidium:

Kongress nach Bad
Honnef einberufen

Erika Steinbach ist Mitglied der
Senioren-Union der CDU, weil...
„wer rastet der rostet.” un

Ul
.”

WILLKOMMEN
Erika Steinbach MdB
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Soll ich eine Story schreiben oder soll
ich ein Statement abgeben? Da fängt
es doch schon an, dieses verdammte

Denglisch, dieser Mischmasch aus Deutsch
und Englisch. Er hat sich in Deutschland
schneller verbreitet als jede BSE-Seuche
oder die Vogelgrippe. Immer mehr Politi-
ker und „Globalplayer“, vor allem aber
„Werbe-Fuzzis“ und die Vertreter der Mas-
senmedien meinen, ohne Denglisch nicht
auskommen zu können, weil es ja so cool
und so toll ist. Es mag vielleicht noch an-
gehen, wenn bei Jugendlichen ein Star
eine neue Single in den Charts hat und die
Fans für den Clip voten bevor sie den Track
downloaden oder ein Ticket für den Gig
getten. Aber wenn das Meeting am Week-
end im Office wegen der Deadline ohne
Lunchauskommenmuss,wenn jedesEvent
zum Highlight wird, wenn die Patchwork-
Family shoppen geht oder wenn in allen
Schaufenstern nur noch SALE, SALE, SALE
steht und im Bahnhof die Auskunft nur am
Service Point und die Fahrkarte am Ticket
Counter zu bekommen ist, dann hört der
Spaß auf.
Es gibt noch unendlich viele solcher alber-
nen Beispiele. So auch das von irgendwel-
chen Schwachköpfen ausgedachte „Public
Viewing“, das in den USA seit jeher öffent-
liche Leichenschau bedeutet, aber bei uns
als „open air event“ mit riesiger Leinwand
draußen auf dem Marktplatz in aller Mun-
de ist. Oder auch der „Flyer“, in aller Welt
der Flieger, aber bei uns, wer weiß warum,
derart bezeichnet wird – statt Faltblatt
oder Prospekt.
Wenn über zwei Drittel der deutschen Be-
völkerung, besonders die ältere Generati-
on, dieses Denglisch-Mischmasch nicht
mal aussprechen, geschweige denn verste-
hen können, dann ist etwas faul in unse-
rem Staat. Es gibt Tausende Sprachen auf
der Welt. Alle Völker und alle Stämme sind
stolz auf ihre Sprache. Sie sprechen und

verteidigen sie. Nur in Deutschland nicht.
Seit der Nachkriegszeit, besonders nach
der 68er-„Revolution“ wurde den Deut-
schen eingeimpft, sie dürften nicht stolz
sein, Deutsche zu sein, nicht stolz auf die
deutsche Sprache sein.
Aber es gibt seit kurzer Zeit auch Lichtbli-
cke. Zunächst hat die Deutsche Bahn, jah-
relang einer der größten Sprachpanscher,
angekündigt, zum guten Deutsch zurück-
zukehren. Der Service Point soll wieder
Auskunft heißen, der Ticket Counter wie-
der Fahrkartenschalter, Mc Clean wieder
Toilette und Kiss & Ride einfach nur Kurz-
parkzone. Dann folgte als erster namhafter
Politiker der Bundesverkehrsminister Pe-
ter Ramsauer (CSU), der überflüssige An-
glizismen von der Internetseite und aus
Briefen und Veröffentlichungen seines Mi-
nisteriums tilgen lässt. „Ich kenne kein
Land der Erde, in dem man so respektlos
mit der eigenen Sprache umgeht. Millio-
nen Bürger fühlen sich ausgegrenzt, wenn
uns Anglizismen inflationär überfluten“,
sagte Ramsauer.
Der Bundesvorsitzende der Senioren-Uni-

on Deutschlands, Prof. Dr. Otto Wulff, hat
diese Ankündigungen begrüßt. „Als Seni-
oren-Union haben wir jahrelang gegen die
Sprachpanscherei gekämpft, und wir freu-
en uns über diese richtige Entscheidung“,
sagte Prof. Wulff. Er fügte hinzu: „Die
Deutsche Bahn und das Bundesverkehrs-
ministerium haben den Anfang gemacht.
Jetzt müssen auch andere Behörden und
öffentliche Institutionen diesem Schritt
folgen.“ Es sei auch eine Frage der Selbst-
achtung, als deutsche Behörde auf fremd-
sprachliches Kauderwelsch zu verzichten.
Gleichzeitig forderte der Senioren-Chef
auch die Kirchen und christlichen Organi-
sationen auf, dem Beispiel zu folgen: „Ich
will kein Denglisch von der Kanzel hö-
ren.“
Schließlich hat die Senioren-Union Nie-
dersachsen jetzt einen Antrag an die Lan-
des- und Bundesdelegiertenversammlung
der Senioren-Union gestellt, sich bei der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und bei der
Bundesregierung dafür einzusetzen, dass
der Deutsche Bundestag erneut das Thema
„Deutsch ins Grundgesetz“ auf die Tages-
ordnung setzt und positiv entscheidet. Die
übergroße Mehrheit der Deutschen wün-
sche sich eine Verankerung der deutschen
Sprache im Grundgesetz, und auch die
Parteibasis der CDU habe sich auf dem letz-
ten Bundesparteitag im Dezember 2008
mit großer Mehrheit gegen den Willen der
Parteiführung mit einem entsprechenden
Antrag durchgesetzt. Als „Kronzeugen“
wurden neben Bundes-tagspräsident Nor-
bert Lammert und Niedersachsens Minis-
terpräsident Christian Wulff auch Prof. Dr.
Otto Wulff benannt, der im Februar 2010
öffentlich erklärte: „Die deutsche Sprache
ist die Sprache einer der größten Kultur-
nationen – die Sprache Lessings, Goethes,
Schillers und Heines. Es muss wieder gel-
ten: Unsere Amtssprache ist Deutsch und
nicht „Denglisch“. w

Denglisch:

Kampf gegen Sprachpanscherei

Warum können wir nicht stolz auf unsere
Sprache sein? Der Bundesvorsitzende
der Senioren-Union, Prof. Dr. Otto Wulff,
meint: Die Amtssprache ist Deutsch!

Rolf Zick

U LNCOPOLITIK UND GESELLSCHAFT

Autor und SU-Mitglied Rolf Zick war
25 Jahre Vorsitzender der Landes-
pressekonferenz Niedersachsen und
ist jetzt deren Ehrenvorsitzender.
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Heutzutage unterliegt die Lebenssi-
tuation und -planung eines jeden
Menschen einem ständigen Wan-

del. Schutz und Vorsorge in allen Berei-
chen rücken zusehends in den Mittelpunkt
und sind für Lebensfreude, Lebensquali-
tät und einen unbeschwerten Blick in die
Zukunft unabdingbar. Dabei sind immer
mehr Menschen auf kompetente Beratung
und Informationen angewiesen. Rat-
schläge und Tipps von kompetenten und

vertrauenswürdigen Personen sind dabei
oft willkommen.
Sie als Leser der Souverän gelten als so-
zial-, wirtschafts- und finanzpolitisch
interessiert und informiert. Empfehlen
Sie den langjährigen Partner der Senio-
renunion – die VPV Versicherungen – bei
Ihren Freunden, Bekannten und Ver-
wandten. Diese profitieren von einer
fairen Beratung und bestmöglichem
Schutz und Vorsorge.

Auch Sie werden für Ihren Tipp belohnt.
Kommt es zu einem Vertragsabschluss,
winkt ein Danke-Gutschein
im Wert von 25 3.
Sie haben die Wahl zwischen drei
attraktiven Gutscheinen:
Aral, Douglas oder MediaMarkt.
Tragen Sie einfach in den Coupon einen
Freund, Bekannten oder Verwandten
ein, der Interesse an einer unverbindli-
chen persönlichen Beratung hat.

VERLAGSSONDERVERÖFFENTLICHUNG

nn Der Interessent ist damit einverstanden, dass ihn die Gesellschaften des VPV Konzerns, telefonisch,

per E-Mail, Fax oder Post beraten und ihm auf diesem Weg Angebote zu Versicherungen und

Finanzdienstleistungen unterbreiten dürfen. Seine Kontaktdaten dürfen zu diesem Zweck gespeichert

und genutzt werden. Dem Interessent ist bekannt, dass er diese Einwilligung jederzeit schriftlich

gegenüber der VPV widerrufen kann.

VPV VERSICHERUNGEN • Kundenservice • Postfach 31 17 55 • 70477 Stuttgart
Tel.: 0 18 03 / 45 55 34* - Fax.: 0 18 03 / 45 55 34 99*
* 0,09 2/Min. aus dem Festnetz, Mobilfunk max. 0,4 2/Min.

!
Ihre Empfehlung macht sich für Sie bezahlt!

Dies ist der Interessent für
einen Beratungstermin:

Name / Vorname

Straße / Haus-Nr.

PLZ / Ort

Telefon

Ihre Empfehlung
macht sich bezahlt!

Wählen Sie den Gutschein aus, den Sie
bei erfolgreicher Empfehlung (Vertrags-
abschluss) erhalten möchten:

nn Aral nn Douglas nn MediaMarkt

Name / Vorname

Straße / Haus-Nr.

PLZ / Ort

Telefon
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ERNÄHRUNG UND GESUNDHEIT

Die Erkrankung beginnt schleichend.
Meist sind es Symptome wie mor-
gendlicher Husten, vermehrte

Schleimproduktion oder Atemnot, die
erstmals auf eine COPD hindeuten. Häufig
werden die Symptome nicht ernst genom-
men und als normale „Nebenwirkung“ des
Rauchens hingenommen. Die Einsicht,
mit dem Rauchen aufzuhören, kommt
deshalb oft sehr spät – nämlich dann,
wenn die COPD bereits soweit fortge-
schritten ist, dass sie das Leben der Be-
troffenen stark beeinträchtigt. Für eine
Rauchentwöhnung ist es aber auch dann
nicht zu spät, betont Professor Dr. Stefan
Andreas, Chefarzt an der Lungenfachkli-
nik Immenhausen: „Selbst wenn die Lun-
genfunktion eines Patienten mit COPD
schon sehr weit eingeschränkt ist, profi-
tiert er von einem Rauchverzicht“.
Rauchentwöhnung lohnt sich also in je-
dem Alter.
Meist entsteht die COPD aufgrund einer
durch das Rauchen ausgelösten chroni-
schen Bronchitis. Durch die ständige
Überflutung der Lunge mit Schadstoffen
aus dem Zigarettenrauch kommt es zu
einer chronischen Entzündung der Atem-
wege und dauernden Verkrampfung der
Bronchialmuskulatur. Die Folge ist eine
Verengung der Bronchien. Die Betroffe-
nen klagen über Enge im Brustraum und
haben das Gefühl, nicht genug Luft zu
bekommen. Sie können nicht mehr voll-
ständig ausatmen, damit bleibt zuviel
Luft in der Lunge zurück. Dieser Luftstau

bedingt, dass COPD-Patienten weniger
frische Luft einatmen können und des-
halb an Atemnot leiden. Das Problem:
Stellen Patienten ihren Zigarettenkon-
sum nicht ein, schreitet die Erkrankung
immer weiter voran. In der Folge werden
das Allgemeinbefinden, die Leistungsfä-
higkeit und die Lebensqualität der Be-
troffenen zunehmend beeinträchtigt.
„Das Fortschreiten der Erkrankung kann
durch einen Rauchverzicht zwar nicht
ganz gestoppt werden; die Rauchentwöh-
nung zeigt jedoch positive Effekte auf die
Krankheitssymptome, den Verlauf der Er-
krankung und die Sterblichkeit bei COPD-
Patienten“, so Prof. Andreas.
Die Auswirkungen einer Rauchentwöh-
nung auf den Verlauf der leichten bis mit-
telschweren COPD wurden in einer wis-
senschaftlichen Studie untersucht, an
der knapp 6.000 Raucher mit COPD betei-
ligt waren. Den Ergebnissen zufolge führt
die Aufgabe des Rauchens zu einer Sta-
bilisierung der Lungenfunktion. Im ers-
ten Jahr nach dem Rauchausstieg wurde
sogar eine leichte Verbesserung der Lun-
genfunktion festgestellt. Zudem zeigte
sich, dass die Patienten, die das Rauchen
aufgaben, eine niedrigere Sterblichkeit
aufwiesen als die Patienten, die weiterhin
rauchten.
„Der Erhalt der Lungenfunktion und eine
Minderung der Beschwerden sind nur
dann zu erreichen, wenn der Patient völ-
lig mit dem Rauchen aufhört“, betont
Prof. Andreas. Gerade COPD-Patienten

weisen jedoch häufig eine besonders aus-
geprägte Nikotinabhängigkeit auf. Der
Experte empfiehlt deshalb, bei der Rauch-
entwöhnung auf ärztliche Unterstützung
zu setzen. Die Kombination aus verhal-
tenstherapeutischer und medikamentö-
ser Unterstützung hat sich als erfolg-
reichste Methode erwiesen, langfristig
rauchfrei zu bleiben.

Rauchentwöhnung ist bislang
nicht erstattungsfähig
„Die Rauchentwöhnung ist nicht nur die
wirksamste, sondern auch die kostenef-
fizienteste Maßnahme, um das Voran-
schreiten einer COPD zu stoppen“, sagt
Prof. Andreas. Umso erstaunlicher ist,
dass die Rauchentwöhnung in Deutsch-
land bisher nicht erstattet wird. Das wer-
de den Notwendigkeiten nicht gerecht, so
der Experte: „Die Rauchentwöhnung
muss nachhaltig auf allen Versorgungs-
ebenen gefördert werden“. In anderen
Ländern ist dies durchaus anders. Bei-
spielsweise werden in England, Frank-
reich und Spanien die Kosten für Medika-
mente zur Rauchentwöhnung ganz oder
teilweise erstattet. Dies hat eine hohe
Erfolgsquote zur Folge und entlastet die
Gesundheitssysteme.
In Deutschland hat der Gemeinsame Bun-
desausschusses (G-BA) am 15. Oktober
2009 empfohlen, die Rauchentwöhnungs-
behandlung mit nicht-medikamentösen
und medikamentösen Maßnahmen bei
der Behandlung von COPD-Patienten, die
in Disease –Management Programme
(DMP) eingeschrieben sind, zu erstatten.
Diese Empfehlung muss nun das Bundes-
ministerium für Gesundheit bestätigen,
damit die Rauchentwöhnung ins DMP
COPD aufgenommen wird. Der Gesund-
heitsminister könnte nun den Startschuss
geben.
Mit freundlicher Unterstützung von Pfizer

Volkskrankheit Raucherlunge

Rauchentwöhnung ist
effektivste Therapie

Rund fünf Millionen Deutsche leiden an einer
chronisch obstruktiven Lungenerkrankung (COPD).
Umgangssprachlich wird die COPD auch „Raucherlunge“
genannt, da in etwa 90 Prozent der Fälle das Rauchen
die Ursache ist. Effektivste Therapie ist eine Rauch-
entwöhnung. Doch diese wird bislang nicht erstattet.
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Eine ungewöhnliche Ausstellung er-
wartet den Besucher im Herzen Ber-
lins, nahe dem S-Bahnhof Tiergar-

ten. Faszination Design, Faszination
Handarbeit. Ein Rundgang durch die im
Jahre 1763 von Friedrich dem Großen er-
worbene Königliche Porzellan-Manufak-
tur Berlin zeigt neben einer langen Tra-
dition eben auch künstlerisch-handwerk-
liches Schaffen auf höchstem Niveau.
Die KPM ist eine der renommiertesten
Porzellan-Manufakturen und weltweit
führend für designorientiertes Manufak-
turporzellan. Als Friedrich der Große vor
rund 250 Jahren die Manufaktur von dem
Berliner Kaufmann Johann Ernst Gotz-
kowsky übernahm, verlieh der Preußen-
könig dem Unternehmen neben seinem
Namen auch sein Markenzeichen, das kö-
nigsblaue Zepter. Mit dem Ende der Mon-
archie wurde die Manufaktur staatlich,
nach dem zweiten Weltkrieg ein Eigenbe-
trieb des Landes Berlin. Im Jahr 2006
übernahm der Berliner Privatbankier Jörg
Woltmann als Alleingesellschafter die
KPM.
Das königliche Porzellan, eines der exklu-
sivsten deutschen Kulturgüter, wird aus-
schließlich am Standort Berlin in manu-
fakturellen Techniken gefertigt. Die Ma-
nufaktur mit ihrem historischen Ensem-
ble aus Ofenhalle, Schlämmerei und

ehemaliger Dreherei, zählt zu den ältes-
ten erhaltenen Gewerbebauten Berlins.
Große und kleine Besucher erleben in der
KPM WELT einen Querschnitt durch die
Designgeschichte des Porzellans und er-
halten in der Schauwerkstatt Einblicke in
die traditionelle Handwerkskunst der
Porzellanherstellung und -malerei.
Rund 180 Mitarbeiter schöpfen aus einem
Vorrat von 150.000 Arbeitsformen und
setzen ihr über Generationen weitergege-
benes Wissen und individuelles Talent zur
handwerklichenHerstellungein.Deutsch-
landweit betreibt die Königliche Porzel-
lan-Manufaktur Berlin fünf eigene Ver-
kaufsgalerien und kooperiert darüber
hinaus auch international mit ausge-
wählten Handelspartnern. Das königliche
Porzellan wird nicht nur von Porzellan-
liebhabern geschätzt, sondern ist auch
bei Staats- und Botschaftsempfängen,
unter Innenarchitekten, in Vorstandsbü-
ros und der gehobenen Hotellerie und
Gastronomie beliebt. KPM-Porzellan ist
ein geschätztes Gastgeschenk für Politi-
ker aus zahlreichen Ländern – von Michail
Gorbatschow bis hin zu Barack Obama.
In jeder europäischen Epoche gestalteten
herausragende Designer die Porzellane
der Zeptermarke, darunter bedeutende
Künstler wie Karl Friedrich Schinkel, Ger-
hard Marcks, Trude Petri, Marguerite

Friedlaender, Wolf Karnagel und Enzo Ma-
ri. Auch heute erfreuen sich das klassi-
zistische Service „Kurland“ und die Ser-
vice der Neuen Sachlichkeit und des Bau-
haus, „Urbino“ und „Arkadia“, großer
Beliebtheit. Neben den herausragenden
Formen haben die frei von Hand gemal-
ten, naturalistischen Blumenmalereien
den Dekorstil der Königlichen Porzellan-
Manufaktur Berlin besonders geprägt. Die
Gestaltung der Motive bestimmt jeder Ma-
ler selbst. Somit ist jedes Stück, das die
KPM verlässt, ein Unikat und wird mit
dem königsblauen Zepter signiert.
Das nahe dem S-Bahnhof Tiergarten ge-
legene KPM Quartier präsentiert sich als
abwechslungsreiches Ausflugsziel rund
um das Thema Manufakturporzellan.
Es umfasst eine Dauerausstellung zur
Designgeschichte und zur Entwicklung
des Porzellans, eine Schauwerkstatt und
ein breites Angebot an Führungen, die
Verkaufsgalerie, ein Café sowie den KPM
Werksverkauf. Weitere Akzente setzen die
wechselnden Sonderausstellungen.
Die Dauerausstellung in der KPM WELT
lädt zum Kennenlernen des ältesten noch
existierenden Berliner Gewerbebetriebes
ein. Der Rundgang führt in den Modellkel-
ler, die restaurierte Ringkammerofenhalle
und die Schauwerkstatt. Die Besucher
können die Arbeitsschritte bei der Her-

Königliches Porzellan:

Blick hinter die Kulissen
Die Königliche Porzellan-Manufaktur Berlin (KPM)
bietet die Gelegenheit, im Herzen der Hauptstadt
in die spannende Welt der Porzellanherstellung und
des Porzellandesigns einzutauchen.
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stellung der Porzellane live miterleben
und Mitarbeitern während der Porzellan-
Modellage und -Malerei über die Schulter
schauen. Spezielle Kinderführungen ver-
mitteln auch den jüngeren Besuchern
einen bleibenden Eindruck vom aufwän-
digen Herstellungsprozess der Porzellane.
Für Veranstaltungen mit besonderem Am-
biente bietet das großflächige Manufak-
turgelände auf Nachfrage eine Vielzahl
von Veranstaltungsräumen unterschiedli-
cher Größenordnung. Einen feierlichen
Rahmen bietet etwa der prunkvolle Boc-
cherini-Saal, der mit königlichen Tischde-
korationen überrascht w

Die Forschung von Dr. Hittich besteht aus
einem weltweiten Netzwerk von Forschern,
Labors und Universitäten. Bio-Chemiker,
Pharmazeuten, Mediziner, Ökotrophologen
und weitere Wissenschaftler entwickeln
Gesundheits-Mittel, die eines gemeinsam
haben: 100 % natürlich und Spitzen-Qua-
lität. Über 150 Mitarbeiter aus NRW und der
Euregio Maas-Rhein versorgen mit diesen
Gesundheits-Mitteln Tausende von Stamm-
kunden in ganz Deutschland. Die interna-
tionale Forschung bei Hochleistungs-Ge-
sundheitsmitteln ist viel weiter fortge-
schritten als es die klassische Pharma-In-
dustrie wahrhaben möchte. Leider verhin-
dern rechtliche Beschränkungen in
Deutschland, die volle Wahrheit über die
wissenschaftlichen Studien zu verbreiten.
Wieso ist Vitamin E in Deutschland wichtig?
Dr. Hittich: Der menschliche Organismus
kann Vitamin E nicht selbst erzeugen.
In Deutschland leiden 60 % bis 70 % der

Bürger an Vitamin E-Mangel. Mangeler-
scheinungen zeigen sich, wie trockene
faltige Haut, Leistungsschwäche, Müdig-
keit, Schmerzen, schlecht heilende Wun-
den, Arteriosklerose und mehr.
„Spritze zum Schlucken“ - erklären
Sie das unseren Lesern?
Dr. Hittich: Mit Super Vitamin E-Komplex
gelang es unseren Forschern komplettes
Vitamin E einzukapseln. Komplettes Vita-
min E enthält alle 8 Tocotrienole und To-
copherole. Üblich angebotenes Vitamin E
besteht meist nur aus dem alpha-Tocophe-
rol – und das kann sogar schädlich sein.
Die „Spritze zum Schlucken“ kennzeichnet
den patentierten „MaxEffect®“. Dieser
zwingt die wertvollen Naturstoffe direkt
ins Blut. Wie mit einer Injektion, aber völ-
lig schmerzfrei und unblutig.
Woraus besteht Ihr natürlicher Super
Vitamin E-Komplex?
Dr. Hittich: Dieses 100 % pflanzliche Vit-

amin E stammt aus Palmfrüchten. Ein pa-
tentiertes Verfahren extrahiert das rote
Palmfrucht-Öl. Diesen natürlichen Super
Vitamin E-Komplex liefert in Deutschland
exklusiv nur Dr. Hittich.
Wo liegen die gesundheitlichen
Vorteile von natürlichem Vitamin E?
Dr. Hittich: Über 456 wissenschaftliche
Studien beweisen den gesundheitlichen
Wert von Tocotrienolen und Tocopherolen.
Wie zum Beispiel
n Vermeiden stressbedingten

Herzinfarkt-Risikos, Charité Berlin
n Verbesserung der Arterien-Elastizität,

University of Science Malaysia
n Krebsschutz durch Blockade der

Angiogenese, Tohoku University
n Schutz des Herz-Kreislauf-Systems,

Universität Connecticut
n gegen Haarausfall, US Patent 7.211.274
Wissenschaftliche Fakten im Internet:
www.Vitamin-E-Fakten.org

Vitamin E-Mangelland Deutschland:
„Maulkorb“ verhindert volle Gesundheits-Aufklärung
Aachen. Ein neuer Meilenstein bei den Gesundheits-Mitteln aus der Apotheke von Mutter
Natur kommt aus den Forschungs-Labors von Dr. Hittich. Vitamin E in der „Spritze zum
Schlucken“ – wer steckt dahinter?

Infos zur KPM WELT
Öffnungszeiten: Montag bis
Samstag, 10.00 bis 18.00 Uhr
KPM-Café: Montag bis Sonntag
10.00 bis 18.00 Uhr
Führungen: jeden Samstag um
15.00 Uhr, ansonsten nach
vorheriger Absprache
Kontakt: (030) 39009-293,
E-Mail: kpmwelt@kpm-berlin.de
Internet: www.kpm-berlin.com

ANZEIGE

Seit 2006 ist der Bankier Jörg Woltmann
Alleingesellschafter der KPM.
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In den eigenen vier Wänden auch im
hohen Alter wohnen zu können heißt
nicht nur ein Dach über dem Kopf zu

haben, sondern auch ein Lebensumfeld,
in dem Lebensqualität und Zufriedenheit
hoch und das persönliche Glück greifbar
sind. Ich selbst erlebe dies während vieler
Gelegenheiten im Verwandten- und Be-
kanntenkreis, aber auch in Gesprächen in
meinem Wahlkreis Ludwigsburg und er-
kenne, dass die eigenen Wohnungen be-
sondere Orte sind, die Stabilität und Si-
cherheit verleihen und letztlich eine
Vielzahl schöner Erinnerungen beinhal-
ten. Freunde und Nachbarn sorgen bes-
tenfalls für ein freundliches und soziales
Wohnumfeld, das dazu führt, dass die
Wohnung nicht zunehmend zum Rück-
zugsort wird.
Einige sozialpsychologische Studien be-
schäftigen sich mit der Frage, wie das
persönliche Wohnumfeld die Selbststän-
digkeit im Alter, sowie die Rehabilitation
in Krankheitsfällen positiv unterstützen
kann. Wegen der beobachteten positiven
Effekte raten Wissenschaftler seit länge-
rem dazu; frühzeitig dafür Sorge zu tra-
gen, die notwendigen Voraussetzungen
zur Vermeidung von altersspezifischen
Barrieren zu schaffen.
„Mit 66 Jahren, da fängt das Leben an“
singt Udo Jürgens seit 1977 in seinem
zum generationenübergreifenden Klassi-
ker avancierten Lied. So sehr wir diesen
Refrain heute auch bestätigt sehen, wenn
Seniorinnen und Senioren sich in heraus-
ragender Weise gesellschaftlich engagie-
ren und mit oft bewundernswerter Akti-
vität Neues unternehmen, so früh sollte
man sich auch als junger Mensch Gedan-
ken darüber machen, wie Zukunft zu ge-
stalten ist, wenn sie tatsächlich zu einem

zweiten Frühling und einer unbeschwer-
ten Zeit in der lieb gewonnenen Umge-
bung werden soll.
Eines der großen Themen die in diesem
Zusammenhang an Aktualität gewinnen
ist das altersgerechte Wohnen in gewohn-
ter und heimischer Umgebung. Eine ent-
scheidende Devise muss deshalb lauten:
„Sanieren für Senioren!“ Dass der Bedarf
nach altersgerechten Wohnungen für Se-
nioren groß ist, untermauern Schätzwer-
te beispielsweise aus Baden-Württem-
berg. Das dortige statistische Landesamt
geht für das Jahr 2025 davon aus, dass 25
Prozent aller Einwohner über 65 Jahre
sein werden. Auch wenn dank umfangrei-
cher Forschungserfolge auf den Gebieten
der Gesundheit und Pflege im Ruhe-
standsalter „noch lange nicht Schluss“
sein muss, wie Udo Jürgens weiter singt
und uns eine Erwartung für ein rüstiges
und selbstständiges Leben von weit über
die 65 Jahre hinaus bevorstehen kann, so
alarmieren die Zahlen der Statistiker
doch sehr. Denn alleine in Baden-Würt-
temberg werden dieser Berechnung zufol-
ge auf Dauer 2,6 Millionen Menschen auf
altersgerecht sanierte Immobilien ange-
wiesen sein, in denen sie weitgehend –
dank altersgerecht umgebauter Räum-
lichkeiten – auf sich gestellt leben kön-
nen.
Mit Blick auf die Explosion der Ausgaben-
seite bei den Sozialkassen muss volks-
wirtschaftlich jeder in eine Umbaumaß-
nahme investierte Euro als langfristiger
Beitrag zur Konsolidierung der Sozialkos-
ten und als eine – auch ganz private –
Investition in die Zukunft angesehen
werden. Ich bin überzeugt, dass es aus
diesem Grund weder ein zu früh noch ein
zu spät gibt, sich mit dieser Tatsache aus-

einanderzusetzen. Als Landesvorsitzen-
der der Jungen Union in Baden-Württem-
berg beschäftige ich mich naturgemäß
mehr mit den für die junge Generation auf
den Nägeln brennenden Fragen der Nach-
haltigkeit und der Zukunftsfähigkeit un-
seres Bildungs- und Arbeitsmarkts. Im
wahrsten Sinne des Wortes „Vorbauen“ im
Hinblick auf Modernisierungs- und Sa-
nierungsmaßnahmen halte ich persön-
lich dennoch für eine wichtige Aufgabe,
für die die Politik finanzielle Anreize und
Rahmenbedingungen – auch und gerade
in der Krise – schaffen sollte. Denn nur
wer heute bereits an morgen denkt, kann
durch frühzeitig eingeplante Baumaß-
nahmen teure Umrüstungen vermeiden.
Ich kann daher jedem „Häuslebauer“ nur
zu diesem Schritt raten und Sie als Eltern-
generation bitten, deren Kinder oder En-

Wohnraummodernisierung:

Altersgerecht umbauen
Warum „Sanieren für Senioren“ immer wichtiger wird
und welche Förderprogramme für diese Aufgabe zur
Verfügung stehen. Ein Beitrag von Steffen Bilger MdB.

Der Autor: Steffen Bilger ist Landes-
vorsitzender der Jungen Union Ba-
den-Württemberg, Mitglied des Deut-
schen Bundestages und Mitglied des
Ausschusses für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung.
www.steffen-bilger.de

Steffen Bilger
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kel die heutige Bauherrengeneration
darstellen, nicht zu zögern, die Jüngeren
auf diese Möglichkeiten hinzuweisen! Die
staatseigene KfW-Bank hat hierzu im
April vergangenen Jahres im Rahmen des
Konjunkturpaketes I das Förderprogramm
„Wohnraum modernisieren – altersge-
recht umbauen“ aufgelegt, das im Rah-
men einer generellen Fördermöglichkeit
für energieeffizientes Bauen solche Neu-
und Umbauten mit zinsgünstigen Darle-
hen und extra bereitgestellten Bundes-
mitteln finanziell unterstützt. Im Bun-
deshaushalt 2009 wurden für dieses Pro-
jekt, auf das Interessierte über ihre Haus-
bank zugreifen können, 80 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt. Die gleiche
Summe werden auch die Haushalte 2010
und 2011 zur Unterstützung bereithalten.
Ziel dieser Förderung ist eine verbesserte
Wohnqualität durch eine Verminderung
bestehender Barrieren und eine Anpas-
sung des Wohnungsbestands an die An-
forderungen der Zukunft. Im Koalitions-
vertrag haben wir gemeinsam mit der FDP
beschlossen, dass es gilt, „das KfW-Pro-
gramm zur Versorgung mit altersgerech-
tem Wohnraum weiterzuentwickeln.“
Vergangenes Jahr wurden auf diese Weise
etwa 20.000 Wohnungen in Höhe eines
Investitionsvolumens von über 250 Milli-
onen Euro altersgerecht modernisiert. So
genannte Förderbausteine verschiedener
Bereiche, wie z. B. für Aufzüge, Bäder,
etc., werden mit Mindestanforderungen
definiert und beliebig miteinander kom-
patibel zur Förderung angeboten.
Jeder Antragsteller – berechtigt sind
Wohnungseigentümer, Vermieter und
Mieter, sowie Wohnungsunternehmen
und -genossenschaften – kann sich pass-
genau nach seinen Bedürfnissen ent-

scheiden. Als Sicherheit der ordnungsge-
mäßen Mittelverwendung müssen die
ausführenden Fachbetriebe lediglich
nach Fertigstellung die korrekte Umset-
zung aller Maßnahmen im Sinne der Vor-
gaben schriftlich in ihrer Rechnung be-
stätigen. Besonderes Augenmerk sollten
Personen ab 65 Jahren auf ein Projekt
werfen, das Haushalte explizit fördert, in
denen mindestens eine Person 65 oder
älter ist. Um diese Zielgruppe noch besser
zu erreichen, sieht der aktuelle Bundes-
haushalt eine Zuschusskomponente von
20 Millionen Euro für 2010 vor. Eine Be-
antragung der Bundesmittel wird für die-
se so genannten Altershaushalte damit
also noch attraktiver.
Eine weitere Fördermaßnahme des Bun-
des besteht in der sozialen Wohnraumför-
derung, die im Zuge der Föderalismusre-
form I auf die Länder übertragen wurde
und für die der Bund bis 2019 Ausgleichs-
zahlungen für investive Maßnahmen in
einer Höhe von rd. 520 Mio. Euro leistet.
Darüber hinaus wurde die steuerliche Ab-
zugsfähigkeit zweckgebundener Lohn-
kosten und die Maximalbezuschussung
diverser Maßnahmen durch die Pflege-
versicherung deutlich verbessert. Alle
diese Maßnahmen, insbesondere aber die
Förderung durch die KfW, tragen die po-
litische Rechnung für die vor uns liegen-
den Herausforderungen des demografi-
schen Wandels und einer älter werdenden
Gesellschaft. Nur wenn wir heute die ent-
sprechenden Weichen richtig stellen,
können wir morgen die anstehenden
Herausforderungen meistern! Nehmen
Sie deshalb die Chance wahr sich bei Ihrer
Hausbank über die Bundesförderung zu
informieren und setzen Sie ein Zeichen
für vorausschauende Politik. w

Seniotaxi:
Die Alternative
Vielen Senioren fällt es schwer, auf das
Auto zu verzichten. Andererseits fah-
ren sie nicht mehr gerne bei schlechten
Witterungsbedingungen oder Dunkel-
heit. Einziger Ausweg: ÖPNV? In Düs-
seldorf wurde jetzt das Seniotaxi mit
Begleitservice ins Leben gerufen. Be-
treiber ist die Verkehrswacht als ge-
meinnützige Organisation. Ausführen-
de sindFrührentner imNebenverdienst,
die mit ihrem eigenen Auto (welches
den Bestimmungen des Personenbeför-
derungsgesetzes genügen muss) zum
kleinen Preis Senioren zum Supermarkt
oder wo auch immer hinfahren und da-
bei auch kleine Serviceleistungen
übernehmen, etwa den vollen Ein-
kaufswagen zu schieben oder die Wa-
ren in die Wohnung zu bringen. Ein
kleines elektronisches Gerät (MSK) re-
gistriert die Zeit und die gefahrenen
Kilometer und druckt am Ende der
Fahrt eine vollständige Quittung aus.
Gleichzeitig werden die Daten an die
Zentrale übertragen. Die Honorierung
des Fahrers wird seinem Konto gutge-
schrieben und gleichzeitig dem Kun-
den auf seinem Konto belastet. Das
System Seniotaxi mit Begleitservice ist
vom Straßenverkehrsamt in Düsseldorf
bereits zugelassen. Die ersten Abrech-
nungsgeräte wurden im April an die
Verkehrswacht der Landeshauptstadt
ausgeliefert. Im Mai kann's dann losge-
hen mit dem Taxidienst …

Vortrag
Anlässlich des fünfjährigen Bestehens
der Beratungsstelle Aus-WEG?! in
Pforzheim wird der ehemalige Minister-
präsident Dr. h.c. Erwin Teufel am
Samstag, 8. Mai 2010, 16.00 Uhr im
CongressCentrum Pforzheim einen Vor-
trag halten mit dem Titel: "Werte in
Deutschland - gibt es sie noch?" Die
Beratungsstelle Aus-WEG?! ist Anlauf-
stelle fürFrauen,dieungewollt schwan-
ger geworden sind oder die mit den
Folgen ihrer Abtreibung nicht fertig
werden.
www.ausweg-pforzheim.de

Initiativen
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Helmut Kohl – Nahaufnahme
Am 3. April 2010 feierte Helmut Kohl sei-
nen 80. Geburtstag. Als Kanzler der Ein-
heit und Architekt Europas hat er Ge-
schichte geschrieben. Aber wie war der
Politiker Helmut Kohl aus der Nähe be-
trachtet? Dieses Buch bietet einen facet-
tenreichenBlick
hinter die Kulis-
sen. Persönliche
Erlebnisse und
Anekdoten be-
schreiben den
Menschen, neue,
zeitgeschichtlich
interessante Fak-
ten schildern vie-
les, was sich nicht
in Akten findet
und passiert ist,
wenn die Kameras
ausgeschaltet wa-
ren. Der Autor Ste-
phan Eisel beglei-
tete Helmut Kohl von 1983 bis 1992 als
enger Mitarbeiter im Kanzleramt – in den
ersten Jahren der Kanzlerschaft als sein
Redenschreiber und dann während der
Zeit der Wiedervereinigung als stv. Leiter
des Kanzlerbüros.
Stephan Eisel: Helmut Kohl – Nahauf-
nahme, Bouvier-Verlag, Bonn 2010,
224 S., ISBN 978-3-416-03293-3,
Euro 19,90

Die Kunst des Älterwerdens
Der bekannte Religionspädagoge Albert
Biesinger widmet sich in diesem Buch
dem Älterwerden - mit all den Schätzen
und Herausforderungen, die es birgt.

Er greift die
Sehnsüchte
nach Ge-
meinschaft
und nach
Er fül lung
auf, er-
zählt von
e i g e n e n
Erfahrun-
gen und
gibt kon-
krete Im-
pulse für
das Leben
mit sich

und mit anderen Generationen.
Ein Buch, das den Blick nach
vorne öffnet und zu Gelassenheit
und Lebendigkeit führt.
Albert Biesinger: Die Kunst des
Älterwerdens – Spirituelle Im-
pulse, Herder-Verlag, Freiburg

2010, 160 Seiten, ISBN
978-3-451-32413-0,
Euro 12,95

Kraft in Krisen
Krisen - wer kennt sie nicht? Sie
sind in aller Munde: Wirtschafts-
krise, Ehe-, Beziehungs-, Ge-
sundheits-, Glaubenskrise . . .
umso nötiger brauchen wir
"Kraft in Krisen"! Aber wo und
wie ist die zu bekommen? Bär-
bel Wilde geht einen ungewöhn-
lichen Weg: Sie nähert sich
Maria, der bekannten bibli-

schen Gestalt, mit der Frage: Wie ist Maria
mit Krisen in ihrem Dasein - und das wa-
ren nicht wenige - umgegangen? Die Ant-
worten, die die
Autorin fin-
det, sind eine
echte Hilfe
und geben
starke "Impul-
se fürs Leben".
Bärbel Wilde:
Kraft in Kri-
sen, Maria –
Impulse fürs
Leben, Johan-
nis-Verlag,
Lahr 2010,
80 Seiten,
ISBN 978-3-
501-05134-4,
Euro 6,95

Mutter Teresa
Mutter Teresas Leben klingt wie eine Le-
gende. Das albanische Mädchen, das mit
18 Jahren in einen irischen Orden eintrat,
um als Missionarin nach Indien zu gehen,
wurde zu einem Engel der Armen. Nicht
nur Christen, sondern auch Muslime,
Hindus und Ungläubige verehren diese
rastlos tätige, 1979 mit dem Friedensno-
belpreis geehrte Frau. Von den Slums der
indischen Metropole Kalkutta aus trug sie

die Botschaft
der christlichen
Nächstenliebe
in alle Welt. Leo
Maasburg war
viele Jahre als
Priester und
Ratgeber, als
Reisebegleiter
und Überset-
zer an Mutter
Teresas Seite.
Rechtzeit ig

zu ihrem 100. Geburts-
tag und zu ihrer erwarteten Heiligspre-
chung hat „Father Leo“ nun erstmals die
wunderbaren und köstlichen Geschich-
ten, die kleinen und die großen Wunder
zusammengefasst, die er an der Seite von
Mutter Teresa erleben durfte.
Leo Maasburg: Mutter Teresa – Die
wunderbaren Geschichten, Pattloch-
Verlag, München 2010, 240 Seiten,
ISBN 13 978-3-629-02248-6,
Euro 19,95

Vorsorge für Unfall,
Krankheit und Alter

Diese Broschüre will dazu beitragen,
im Bewusstsein der Bürgerinnen und
Bürger die Notwendigkeit einer Vor-
sorge für den rechtlichen Betreu-
ungsfall stärker als bisher zu veran-
kern. Sie soll gleichzeitig konkrete
Vorschläge für denjenigen liefern,
der sich zu einer Vorsorgevollmacht
oder Betreuungsverfügung und
möglichst auch zu einer hiermit
kombinierten Patientenverfügung
entschließt.
Bayerisches Staatsministerium
der Justiz und für Verbraucher-

schutz (Hrsg.): Vorsorge für Unfall,
Krankheit
und Alter,
Verlag C.H.
Beck, Mün-
chen 2009,
58 Seiten,
ISBN
978-3-406-
57518-1,
Euro 3,90

KULTUR UND UNTERHALTUNG
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